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1. Vorstellung 

Projekte erfolgreich entwickeln, 
fi nanzieren, realisieren und betreiben
Der Weg von der Projektidee über die Realisierung bis zum 
Betrieb durch private Investoren
Hanns-Peter Kirchmann
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Wenn jemand über ein Thema referiert, dann 
ist es klar – dass wissen Sie alle – das dies im-
mer eine sehr subjektive Sache ist. Deshalb ist 
es nicht unwichtig, wenn ich Ihnen, weniger aus 
Gründen der Werbung, sondern einfach, damit 
Sie den Hinter grund – meinen persönlichen Hin-
tergrund und den Hintergrund unseres Büros 
– bes ser verstehen, ein paar Daten dazu sage. 

Mein Name ist Hanns-Peter Kirchmann, ich bin 
Vorsitzender des Aufsichtsrates der kplan®AG 
Aktiengesellschaft für Projektentwicklung und 
Gesamtplanung. Ich war bis zum 31.12.06 der 
Vor standsvorsitzende. Diese Position nimmt 
jetzt mein Kollege Diplom-Kaufmann Christian 
Lanzinger ein, der gleich selbst zu Ihnen spre-
chen wird. 

Ich bin gelernter Jurist und Rechtsanwalt, 
komme aus einem Unternehmerhaushalt einer 
niederbayerischen Kleinbrauerei und habe mich 
sieben Jahre mit Betriebswirt schaft und Projekt-
entwicklung bei der Europäischen Wirtschaftsge-
meinschaft beschäftigt. Durch die Heirat in einen 
Architektenhaushalt bin ich dann unversehens in 
ein Architekturbüro geraten, dessen Geschicke 
ich schon nach wenigen Monaten bedingt durch 
den Tod meiner Frau im Jahr 1975 selbst leiten 
musste. 

Die Gesellschaft trägt seit 1985 den Namen 
kplan, früher als GmbH und seit 2001 als Aktien-
gesellschaft. Die Gesellschaft beschäftigt in der 
Regel zwischen 60 und 70 Mitarbeiter und hatte 
im Jahr 2006 einen Umsatz von 

4 Mio. Euro gemacht, was einem Bauvolumen 
von rund 200 Mio. Euro entspricht. Die Gesell-
schaft ist von der Judostadt Abensberg bei Mün-
chen, Siegen in Westfalen und Haiger in Hessen 
aus tätig, hat außerdem ein Kooperationsbüro in 
Luxemburg und ist Teilhaber der Suisse Projets 
Sagl mit Sitz in Lugano. 

kplan®AG beschäftigt sich, wie Sie aus dem 
Arbeitsdiagramm (Anlage) entnehmen, zu 90 % 

mit Projekten der Öffentlichen Hand und hier 
wiederum zu 

50 % mit den Bereichen Schule, Sport, Frei-
zeit und Erholung und ebenfalls 50 % mit dem 
Bereich Öffentliche Sicherheit und Ordnung. 

Diese Spezialisierung hat die Struktur unseres 
Büros geprägt. Waren wir zunächst nur Archi-
tekten, mussten wir sehr bald, um der Speziali-
sierung gerecht zu werden, in unseren Projekten 
auch Ingenieure einsetzen und nachdem wir In-
genieure ein gesetzt hatten, hat sich zu Beginn 
der 90er Jahre im Rahmen einer strategischen 
Planung, die wir alle fünf Jahre machen, gezeigt, 
dass wir uns frühzeitig darauf ein stellen müssen, 
dass die Öffentliche Hand über immer weniger 
und Private über im mer mehr Geld verfügen. 
Deshalb haben wir uns Gedanken über die Fi-
nanzierung kommunaler Projekte gemacht. 

Das erste Public Private Partnership-Projekt, 
damals noch nicht unter dem Namen PPP be-
kannt, haben wir bereits im Jahr 1984 mit dem 
Bau des Rathauses in Atten dorn mit Hilfe von 
Privaten und der Bayerischen Landesbank in 
London umgesetzt. 

Das Thema Finanzierung kann nicht von Ar-
chitekten und Ingenieuren bearbeitet werden. 
Deshalb beschäftigt kplan®AG Diplom-Kauf-
leute, Betriebswirte und Juristen. Sie befassen 
sich mit dem Thema Finanzierung kommunaler 
Projekte. Ursprünglich haben wir diese Aufgabe 
nur in Zusammenarbeit mit unseren Spezialge-
bieten, also Feuerwehr- und Rettungsdienst so-
wie Schule, Sport und Freizeit bearbeitet, heute 
beraten wir die Kommunen zum Thema Finan-
zierung in allen kommunalen Projekten. 

Wir haben die PPP-Kommission der Bundes-
regierung beraten. Für den Landkreis Offenbach 
haben wir im sogenannten Invest-PPP-Verfah-
ren die privaten Investoren ausgesucht, die die 
Schulen und Sporthallen ertüchtigen, damit sie 
anschließend, wie Sie wissen, von der Firma 
Hochtief bzw. Firma SKE unterhalten werden. 
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Für den Freistaat Bayern haben wir das soge-
nannte Erdinger Modell entwickelt, das inzwi-
schen auch Modellprojekt für kleinere und mittle-
re PPP-Projekte in Nordrhein-West falen wurde. 
Außerdem haben wir für 
das Kompetenzzentrum 
des Hessischen Finanz-
ministeriums ein Lebens-
zyklusmodell, also die Fi-
nanzierung, den Bau und 
den Betrieb auf 20 Jahre 
durch einen privaten In-
vestor vorbereitet. Es 
handelt sich um ein Mo-
dellprojekt in der Stadt Ha-
nau. Hinzukommen noch 
eine Vielzahl von Bäder- 
und Sporthallenprojekten. 
Aus diesem Tätigkeitsfeld 
lässt sich unmittelbar in 
die Aufgabenstellung des 
Themas meines Vortrags 
überleiten, nämlich, wie 
entwickle ich Projekte er-
folgreich. 

Die Finanzierung, von der Sie heute hören, 
ist eigentlich der Schlussstein eines Vor gangs, 
der uns, und auch das gehört zu diesem Thema, 
frühzeitig gezwungen hat, gemeinsam mit den 
Kommunen die zu fi nanzierenden Projekte so zu 
entwickeln, dass dafür auch Investoren und Be-
treiber, also die Finanzierung, gefunden werden 
kann. 

Es ist ein Irrglaube, meine Damen und Herren, 
dem leider Gottes noch allzu viele Kommunen 
zum Opfer fallen, wenn Sie glauben, dass die 
Investoren Schlange ste hen und sich die Stadt 
eine saubere Projektentwicklung schenken 
kann, weil diese vom Investor sozusagen kos-
tenlos gemacht wird. Das Schlimme an diesem 
Prozess ist, dass diese Fehlkalkulation erst am 
Ende zum Vorschein kommt, wenn die An gebote 
nicht vergleichbar sind, viel zu teuer, dann heißt 

es, PPP ist kein vernünftiger Ansatz für Kommu-
nen weder bei der Finanzierung noch beim lang-
fristigen Betrieb. Natürlich nicht. Wenn schlecht 
ausgeschrieben wird und man glaubt, sich die 

vor bereitende Arbeit sparen zu können. 

Ziel meines Vortrags ist deshalb, heute darzu-
stellen, wie eine Kommune wirtschaft lich sicher 
von der Projektidee zur Realisierung kommt und 
dazu einen privaten In vestor fi ndet, der das Pro-
jekt baut und wenn nur irgendwie möglich, für die 
nächsten 15 bis 20 Jahre auch privatwirtschaft-
lich den Bauunterhalt betreibt. 

2. Projektentwicklung

Lassen Sie mich zunächst das Wort 
Projektentwicklung defi nieren:

Das Wort Projekt ist vom lateinischen Wort 
„Projectum“ abgeleitet, welches „das nach vorne 
Geworfene“ bedeutet. Ein Projekt ist also etwas, 
was man voranbringt. Verbunden mit dem Wort 
Entwicklung ist es sowohl dem Wortsinn als 
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auch dem all gemeinen Sprachgebrauch nach 
umschrieben, dass ein Projekt ständig weiterent-
wickelt (weiter geworfen) wird, bis es zur Rea-
lisierung gelangt, sofern sich eine Rea lisierung 
im Rahmen der Entwicklungsphase als sinnvoll 
erweist. 

Für den Bereich der privaten Immobilienwirt-
schaft wird der Begriff der Projektent wicklung 
ganz im Sinne der vorgenannten Defi nition ver-
wendet. Hier steht der Begriff für die Entwicklung 
eines Immobilienprojektes vom Projektanstoß 
bis zur Realisie rung üblicherweise inklusive des 
Verkaufs des Projektes bzw. des fertigen Pro-
duktes. Notwendige Komponenten einer Projekt-
entwicklung sind neben einer Projektidee immer 
das Grundstück, das notwendige Kapital und der 
bzw. die Nutzer des fertigen Projektes. Immobi-
lienprojektentwicklung im privaten und Projekt-
entwicklung im öffentlichen Bereich ist also das 
Zusammenführen von Projektidee, Grundstück, 
Kapital und Nutzer mit dem Ziel, eine, und jetzt 
sage ich durchaus etwas, was im Bereich der 
Kommunen noch nicht so ganz geläufi g ist, ren-
table Investition zu täti gen. Also eine Investition 
zu tätigen, die die Kommune fi nanziell schultern 
kann, und zwar nicht nur in der Investition, son-
dern auch in den Folgekosten. 

Selbst wenn ich, was insbesondere bei Sport-
projekten aufgrund der Verfassung der verschie-
denen Länder und des Bundes notwendig und 
üblich ist, den sozialen Gedanken mit hinein-
bringe, so steht mindestens nach dem heutigen 
Verständnis der meisten Kommunen trotzdem 
die Rentabilität insoweit im Vordergrund als nach 
dem Motto „Stop loss“, dem Projekt der Vorzug 
gegeben wird, das die niedrigsten Folge kosten, 
das heißt, den niedrigsten Verlust in die Gemein-
dekasse reißt. 

Wenn Sie sich die Leistungen der kplan®AG 
anschauen, sind diese Leistungen eigentlich ein 
exaktes Spiegelbild dessen, was Projektentwick-
lung im weitesten Sinn bedeutet. Sie beginnt näm-

lich eigentlich bereits mit dem Thema Forschung 
und Ent wicklung und endet mit der Suche oder 
mit der erfolgreichen Übergabe des Projektes an 
einen Investor. 

Ich will Ihnen in diesem Zusammenhang ein 
kleines Beispiel nennen, was nicht unbedingt 
hierher gehört, aber was Ihnen die ganze Trag-
weite der Projektentwick lung beschreibt. 

Sie alle wissen, dass wir in Deutschland ei-
gentlich weniger unter den Kosten und Folge-
kosten der Hallenbäder leiden, sondern dass vor 
allem die Freibäder ein riesi ges Loch in die Ge-
meindekassen reißen. 

Wir haben uns deshalb entschlossen, mit der 
Technischen Universität Berlin, einem Fraunho-
fer Institut sowie einem Hersteller von ETFE-Fo-
lien, so wie sie bei der Arena in München einge-
setzt sind, ein Forschungsprojekt durchzuführen, 
das es ermög licht, Freibäder je nach Witterung 
und Temperatur nicht über eine altmodische und 
nicht praktische Öffnung des Daches, sondern 
komplett zu öffnen bzw. einzuhausen. Die Gelder 
für diesen Forschungsauftrag sind im März 2006 
bewilligt worden. 

Wen es interessiert, dem kann ich gerne nach 
diesem Vortrag zu diesem Thema etwas sagen. 
Auch das ist Projektentwicklung in dem Sinne, für 
die Kommunen öffentliche Pfl ichteinrichtungen, 
und dazu gehören alle Sporteinrichtungen, wirt-
schaftlicher zu machen. 

Beginn und Ablauf einer Projektentwicklung 
gestern 

Der Anstoß für eine kommunale Projektent-
wicklung wurde in der Vergangenheit im Wesent-
lichen durch folgende Punkte ausgelöst:

1.  Vorschrift – Kommune hat 14 Sportklas-
sen. Wie viel Turn-/Sporthalle bekommt 
sie dafür gefördert? 

2.  Verein und Schule passen nicht mehr in 
eine Sporthalle.
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3.  Kinder und Jugendliche müssen schwim-
men lernen. Vereine brauchen eine 
Schwimmhalle, um trainieren zu können. 
Die Politik möchte die Lebensqualität der 
Bevölkerung erhöhen und neue sportliche 
Einrichtungen schaffen etc. 

Beginn und Ablauf einer Projekt-
entwicklung heute

Das Thema, meine Damen und 
Herren, hat sich ziemlich radikal ge-
wandelt. Ideen im Bereich der kom-
munalen Projektentwicklung sehen 
heute zum Beispiel wie folgt aus:

-  Kommune hat drei Bäder, 
Verlust 2 Mio. €  Wie kann 
ich diesen Verlust auf 1 Mio. 
€ zurückführen?

-  Wie kann ich die in den drei 
Bädern stattfi ndenden Ak-
tivitäten in einem Bad zu-
sammenfassen?

-  Die Kommune braucht Sportstät-
ten. Ein großer Teil dieser Sportstät-
ten ist zu sanieren und zu renovieren. 
Kann man nicht durch die Zusammen-
legung in großen zentralen Sporteinrich-
tungen anstelle von 15 verschiedenen 
Sporthallen daraus fünf Sporthallen mit 
einem effi zienten Management machen? 

-  Zwei Kommunen haben zwei Freibäder 
und vier Hallenbäder. Kann die Zahl die-
ser Frei- und Hallenbäder nicht dadurch 
reduziert werden, dass an der 

  Grenze einer Kommune ein großes Hal-
len- und ein großes Freibad entsteht, ge-
gebenenfalls in der Form eines Kombi-
bades? 

Der Hintergrund der meisten heutigen kom-
munalen Projektideen ist, wie die Kom mune un-
ter Beibehaltung eines gewissen Standards und 
Komforts für die Bevölke rung die sportlichen Ein-

richtungen wirtschaftlicher gestalten kann. Damit 
gehört zur Projektidee auch die Nutzeranalyse. 

Wer ist der Nutzer? Der Verein, der Verein 
allein, oder der Verein mit der öffentli chen Hand, 

mit der Schule, die Schule allein, oder gar ein 
Privater. 

Welche Sportarten oder sonstige Aktivitäten 
wollen die Schulen in der Sporthalle machen? 
Welche Größe muss deshalb die Sporthalle ha-
ben? Wird die Sporthalle gegebenenfalls nicht 
nur als Sporthalle, sondern auch als Versamm-
lungsstätte genutzt? 

Lassen Sie mich an dem Punkt gerade ein-
mal innehalten, weil hier für alle von Ihnen ganz 
deutlich klar wird, wie wichtig Projektentwicklung 
ist und wie gefährlich es ist, wenn man sie nicht 
macht. Wenn wir nämlich bei einer Sporthalle 
von einer Ver sammlungsstätte reden, knüpfen 
sich eine Vielzahl von juristischen und fi nan-
ziellen Folgen daran. Finanziell lässt sich der 
Sprung von der normalen Turn- und Sporthalle 
mit einigen Zuschauern zur Versammlungsstätte 
mit etwa 300.000,– bis 400.000,– € beziffern und 
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juristisch ist dieser Begriff mit der sogenannten 
Versammlungsstätten ordnung verbunden. 

Bedauerlicherweise wird gerade an dieser 
Stelle von Architekten und Behörden hef tig ge-
sündigt. Kritische Grenze der Versammlungsstät-
te sind nämlich 200 Personen, die regelmäßig 
Veranstaltungen besuchen. Regelmäßig heißt, 
im Schnitt mehr als 15 bis 20 mal im Jahr. Alles 
was darunter ist, lässt sich durch Ausnahmere-
gelungen, ich sage das Stichwort Toilettenwagen 
vor der Türe und Brandwache regeln. Aber das 
müssen Sie wissen und wenn der brave, fl eißige 
Architekt Ihnen eine Baugenehmi gung für eine 
Sporthalle einreicht und dort einen Bestuhlungs-
plan für 400 Personen macht, ist es um Sie und 
Ihren Geldbeutel geschehen. 

Das A und O der kommerziellen Immobilien-
projektentwicklung ist die Standortana lyse, weil 
der Standort sehr oft über die Zahl der möglichen 
Nutzer entscheidet. Auch bei kommunalen Pro-
jekten spielt der Standort eine immer größere 
Rolle und wird oft nicht früh- oder rechtzeitig un-
tersucht. Dabei geht es nicht nur darum, dass 
man sich von Anfang an die Zahl der Parkplät-
ze überlegt, die man vielleicht für die Sportstät-
te braucht, oder wie die jeweiligen Besucher zur 
Sportstätte oder zum Bad kommen. Stellen Sie 
sich vor, Sie bauen ein Bad, das nur dann le-
bensfähig ist, wenn es wenigstens 250.000 Be-
sucher hat. 250.000 hin, 250.000 zurück, selbst 
wenn die mit Motorisierungsfaktor oder Beset-
zungsfaktor von 1:2 kommen, fahren da im Jahr 
200.000 Autos zum Beispiel durch Ihr Wohnge-
biet. Kann das sein? 

Bei einer Sporthalle ist spannend zu wissen, 
wie weit die Wohnbebauung entfernt ist. Denn 
in den Wohnungen sitzen Leute, die das viel-
leicht gar nicht gerne mögen, wenn bis in die 
späte Nacht hinein, viel Sportbetrieb und damit 
Autobetrieb ist. Um sicher zu gehen, dass Ihnen 
niemand dieser Wohnungsbesitzer „in die Suppe 
spuckt“, müssen Sie ein Schallschutzgutachten 

machen, mindestens zunächst ein Vorgutach-
ten. 

Ja, meine Herren, ich weiß, das kostet Geld 
und niemand will von vornherein schon Geld 
ausgeben. Aber besser von vornherein ein biss-
chen Geld ausgegeben, als hinterher sehr viel 
Geld zum Fenster hinausgeworfen. Mit diesem 
Gutachten können Sie feststellen, ob und wie 
lange Sie die Halle nutzen dürfen. Denn steht 
die Halle in der Nähe eines Wohngebietes haben 
Sie mindestens dann, wenn die Halle länger als 
22.00 Uhr genutzt werden soll, schon verloren. 
Um 22.00 Uhr ist Schluss mit lus tig. Die Vermiet-
barkeit der Halle ist eingeschränkt, oder der Är-
ger mit den Nachbarn vorprogrammiert. 

Oder, wenn mangels eines Bodengutachtens, 
Motto: „Der Bagger genügt doch“, man plötz-
lich feststellt, dass unterhalb der Sporthalle eine 
Lehmlinse ist und mitten im Bau das ganze Ge-
bäude zu rutschen beginnt. Dann wird Ihnen aber 
ziemlich heiß bei der Nacht, meine Herrn. Schon 
gar nicht zu reden vom vielen zusätzlichen Geld, 
das Sie jetzt aufwenden müssen, um das Ge-
bäude wieder zum Halten zu bringen. 

Investitionskosten 
Selbst wenn, wie im nachfolgenden auszufüh-

ren ist, die Kommunen sich nicht mit den Inves-
titionskosten, sondern mit den Folgekosten die 
„tödliche Zeitbombe“ bas teln, darf man nicht im 
Umkehrschluss sagen, dass die Investitionskos-
ten keine Rolle spielen. 

Im Gegenteil, in einer Ära, in der nach wie 
vor die Kameralistik die Köpfe der Politiker be-
herrscht, sind Investitionskosten die entschei-
dende Waffe, um Projekte frühzeitig zum Erfolg 
oder zum Misserfolg zu befördern. 

Ein professioneller Bauherr entzieht also die-
se Baukostenberechnung von vornher ein allen 
Interessensgruppen, seien es Politiker, Archi-
tekten, Ingenieure, General unternehmer und 
Generalübernehmer etc. 
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Dafür gibt es professionelle Projektentwickler, 
die sich z. B. auf Sport, Bäder und Freizeit spezi-
alisiert haben. Sie haben Instrumente entwickelt 
und Daten vorrätig, mit denen Baukosten schon 
auf der Basis eines entsprechenden Raumpro-
gramms und weiterer kostenbestimmender Para-
meter mit einer Genauigkeit von ± 15 % bestimmt 
werden können. Selbstverständlich können sie 
Ihnen dazu auch die Folgekosten er mitteln. 

Und wenn Sie jetzt im Vergleich dazu die 
heutige Rechtssprechung zur Kosten ermittlung 
von Architekten und Ingenieuren nehmen, dann 
dürfen diese selbst nach dem Vorentwurf Ihnen 
noch ungestraft Kostenabweichungen von ±30 % 
präsentie ren. 

Dazu kommt noch – das ist gängige Praxis 
– dass man in der Politik glaubt, dass für eine 
ordentliche Kostenschätzung der Architekt aus-
reichend ist. Dabei wird verges sen, dass dessen 
Verantwortung nur für seinen Planungsteil gilt 
und nicht für die technische Planung.

Folgekosten
Der allerletzte und für Sie wichtigste Punkt 

sind die Folgekosten.

Meine Damen und Herren von Kommunen, 
ganz verstehe ich Sie und Ihre Verwal tungen 
nicht. In jeder Gemeindeordnung, Landkreisord-
nung, was auch immer für Gesetze es zu dem 
Thema gibt, steht drin, dass Sie sich um die Wirt-
schaftlichkeit Ihrer Sporthalle kümmern müssen. 
Wirtschaftlichkeit der Sporthalle heißt, das ist 
an scheinend in Zeiten der Kameralistik aus dem 
Gedächtnis 

verschwunden, dass es nicht nur um die In-
vestition, sondern um die Folgekosten geht. Und 
wenn Sie das nicht wissen, nicht bedenken und 
einfach vergessen, oder im Verbund mit den Ar-
chitektenkammern vergessen, weil es dort oft 
nur um die Schönheit und nicht um die Folge-
kosten geht, auf deutsch so weiter wurschteln, 
wie Sie bisher weiter gewurschtelt haben, dann 

brauchen Sie sich nicht zu wundern, dass wir in 
Deutschland nicht mehr nach oben kommen. 

Also merke, zu jedem Projekt muss nicht nur 
eine Investitionskostenberechnung, sondern 
auch eine Folgekostenberechnung gemacht wer-
den. 

Sie werden jetzt sagen, das stimmt alles nicht 
und ist alles übertrieben. Ich sage Ihnen ein ganz 
einfaches und kleines Beispiel aus der täglichen 
Praxis:

Man kann einen Wettbewerb für ein Gymna-
sium machen. Den Wettbewerb gewinnt ein be-
rühmtes Büro, das mit der Planung beauftragt 
wird. Im „tödlichen“ Verbund mit Fachingenieuren 
und Architekten, für die die Bausumme oft wich-
tiger ist als die Funktionalität, beschließt man mit 
der Begründung, es gehe um die Flexibilität der 
EDV und der Datenverarbeitung, das gesamte 
Gymnasium mit einem Doppelboden zu verse-
hen. Den Einfl uss auf die Kosten allein durch die 
zusätzliche Kubatur brau che ich den meisten 
nicht näher zu erläutern.) 

Ein anderes Thema, das heute vielleicht 
schneller in die Köpfe unserer Politiker ein geht, 
wenn man’s richtig darstellt, ist Leanergie®. Und 
Leanergie® heißt der Begriff für Deutschland, in 
der Schweiz Minergie, hängt zusammen mit En-
ergieeinsparung und Energieeffi zienz. Ich glau-
be, der Letzte in unserem Land muss begriffen 
haben, dass die Energiepreise nicht mehr sinken, 
sondern eher weiter steigen. Was aber die meis-
ten, sicher auch viele von Ihnen nicht und die 
Politiker schon gar nicht wissen, ist, dass ohne 
großen Aufwand, wirklich ohne großen Aufwand 
mit einer intelligenten Planung bei annähernd 
gleichen Schulen und Sporthallen Investitions-
kosten bis zu 40 % erspart werden können. Es 
gibt inzwischen die ersten Null-Energieschulen, 
allerdings wir bereits gesagt, nicht in Deutsch-
land. 

Meine Damen und Herren, ich schwöre es Ih-
nen, das große Thema der nächsten Jahre wird 
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das Thema Leanergie® sein und in diesem Zu-
sammenhang – auch darauf komme ich später 
noch zu sprechen – das Thema Folgekosten, 
privater Betrieb, kommunale Immobilien mit mi-
nergetischem Einsatz, kontrolliert durch das so-
genannte Monitoring. 

Bevor wir uns weiter mit dem Thema Finanzie-
rung befassen, lassen Sie mich zu nächst deshalb 
das Beispiel einer Projektentwicklung über den 
klassischen Finanzie rungsweg Kommunalkredit 
darstellen, und zwar von der Projektidee über 
die Projekt entwicklung, die Bauvorbereitung, die 
Projektrealisierung bis hin zur Projektüber gabe. 

Finanzierung 
Zu einer seriösen Projektentwicklung gehört 

ganz am Anfang zwingend die Frage, wie Sie Ihr 
Sportprojekt fi nanzieren wollen. 

Dazu gibt es im Prinzip drei Varianten: 

Die erste Variante ist die schönste. Die Sport-
anlage, sei es ein Bad, sei es eine Turnhalle, 
dient dem Schulsport. Sie wird mit Kommunal-
kredit und in einigen Bun desländern sogar noch 
mit staatlicher Förderung fi nanziert. 

Diese Variante ist für Sie allerdings nur inter-
essant, wenn die Turnhalle, die bei einer Schule 
steht, in absehbarer Zeit staatliche Fördermittel 
fl ießen. Tun Sie das nicht, brauchen Sie wenigs-
tens die Erlaubnis zum vorzeitigen Baubeginn. 
Wenn Sie die sen, wie in den meisten Bundes-
ländern inzwischen üblich, nicht bekommen und 
erst warten müssen, bis die staatlichen Förder-
mittel fl ießen, ist es ein relativ einfaches Exem-
pel zu überprüfen, ob es dann nicht günstiger ist, 
Ihre Sportanlage gleich ohne staatliche Mittel zu 
bauen. 

Wir haben diesen Fall bereits in einer lang-
fristigen Betrachtung für mehrere Bundes länder 
durchgerechnet und dabei festgestellt, dass, 
wenn staatliche Fördermittel nicht innerhalb von 
sechs bis sieben Jahren fl ießen, es jedenfalls 

besser und preis günstiger ist, ohne staatliche 
Fördermittel zu bauen. Alternativ kommt auch 
eine externe Parkfi nanzierung nach dem PPP-
Modell in Frage. 

Aber darauf kommt mein Kollege Diplom-
Kaufmann Christian Lanzinger später noch ein-
mal zu sprechen. 

Die zweite Variante ist der Fall, dass die Sport-
halle von Schule und Verein gemein sam genutzt 
wird, so haben Sie in manchen Ländern immer 
wieder einmal die Chance, über den Landes-
sportbund Geld zu bekommen. Lassen Sie sich 
dann nicht von den Herren, die an den staatli-
chen „Fördertöpfen“ sitzen, sagen, dass eine 
Dop pelförderung verboten ist. Das stimmt zwar, 
aber natürlich lassen Sie sich ja vom Landes-
sportbund nur die Flächen fördern, die Ihnen im 
Schulsport gefördert werden. Also, ein zusätz-
liches Spielfeld, einen Vereinsraum, einen zu-
sätzlichen Geräteraum. 

Die dritte, heute wahrscheinlichste Variante ist, 
dass Sie die Halle, wie auch immer, allein fi nan-
zieren müssen. Dann ist für Sie wichtig, schon 
bei der Konzeption der Halle zu wissen, wer der 
Bauherr ist. Ist es die Kommune, ist es der Ver-
ein, oder vielleicht ein privater Investor, oder das, was 
landläufi g als privater Investor bezeich net wird? 

Wenn Sie das nicht bedenken und einen groß-
en Architektenwettbewerb machen, haben Sie 
zum dritten Mal verloren, weil der Architekt na-
türlich nicht nur den Wett bewerb gewinnen, son-
dern hinterher auch die Planung fertig machen 
will. Davon halten aber weder der Investor noch 
diejenigen Institutionen, die das PPP-Modell be-
treuen, sehr viel. Sie schneiden damit nämlich 
dem privaten Investor die Möglich keit ab, seine 
Effi zienzvorteile in die Waagschale zu werfen. 
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3  Die Auswahl der Architekten 
und Ingenieure

Obwohl sich vor dem Hintergrund einer unend-
lichen Zahl von Vergabebeschwerden, die sehr oft 
bis zu den Obersten Landesgerichten getragen 
werden und inzwischen auch den Europäischen 
Gerichtshof beschäftigen, die Zahl der falschen 
und anfech tungsfähigen Vergaben deutlich ver-
ringert hat, ist immer noch festzustellen, dass 
die Kenntnis der VOF, der Verdingungsordnung 
für freiberufl iche Leistungen, und der mehrfach 
novellierten Vergabeverordnung für öffentliche 
Aufträge bei Kommunen, bei Anwälten und bei 
Vergabekammern groß ist und dass die derzei-
tigen Gesetze und Regelungen eine Vielzahl von 
Fragen aufwerfen und Lücken haben. 

Ich darf in diesem Zusammenhang einige der 
wichtigsten Themen behandeln: 

Schwellenwert (§ 2 Abs. 2 VOF)
Sobald Sie einen Planungsauftrag an einen 

Architekten und Ingenieur auslösen, müssen Sie 
als Erstes prüfen, ob Sie den Schwellenwert er-
reichen. Um bei Sport bauten zu bleiben, für die 
Berechnung des Honorars der Architekten ist 
dieser bereits bei einer ganz normalen Sporthalle 
erreicht. Er liegt seit 01.01.2007 bei 211.000 Euro. 

Der Schwellenwert berechnet sich ohne Ne-
benkosten und Mehrwertsteuer nach dem nach 
der HOAI zu zahlenden Honorar und nicht nach 
dem, was der Leiter für Gebäudewirtschaft in 
der umheiligen Allianz mit dem Rechnungsprüfer 
durch Unter schreitung der HOAI vielleicht durch 
Honorarkürzung erreicht hat. Zu diesem Thema 
komme ich im Übrigen später noch einmal zu-
rück. 

Allerdings ist der Schwellenwert nicht, und 
hier werden Sie sehr oft auch von Ver gabestellen 
falsch beraten, so festzustellen, dass Sie zu dem 
Honorar der Architek ten auch noch die Honorare 
der Ingenieure, selbst wenn Sie einen General-

planer einstellen, dazurechnen. Allerdings, und 
das hat die Rechtssprechung gerade der letzten 
Monate ergeben, ist es dringend zu empfehlen, 
keinen Gesamtgeneralpla nungsvertrag zu ma-
chen, sondern mit dem Büro Ihrer Wahl, das 
nicht nur Architek ten beschäftigt, sondern auch 
Ingenieure und Statiker, jeweils Einzelverträge 
abzu schließen. 

Die Honorare – 
Mindestsatzunterschreitung?

Lassen Sie mich in diesem Zusammenhang 
gleich einen Exkurs zum Honorarrecht machen, 
weil gerade auf diesem Gebiet sich zurzeit 
die Prozesse, sicher hervor gerufen durch die 
schlechte Situation der Architekten und Ingeni-
eure, mehren. 

Meine Damen und Herren, Sie sind nach wie 
vor an die HOAI gebunden, gleichgültig, ob Sie 
Privatmann, Kommune oder Verein sind. Und 
wenn der Versucher in der Form des um einen 
Auftrag bettelnden Architekten, der Ihnen die 
Leistungen mit 20, 30, ja bis zu 50 % unter der 
HOAI anbietet, vor Ihnen steht, vergessen Sie 
nie, wenn diese Vereinbarung an das Licht eines 
deutschen Gerichtes kommt, ist das Er wachen 
mindestens für den Kämmerer böse. In der Not 
werden die Menschen und auch Ihr Architekt zu 
Hyänen, wenn Sie ihn nämlich hinterher mit Leis-
tungen oder vielleicht sogar Schadensersatzfor-
derungen quälen. Da erinnert er sich vermutlich 
wieder daran, dass er ja gar kein HOAI-gerechtes 
Honorar bekommen hat und dann gibt es Wege 
und Mittel, um das gerichtlich nachprüfen zu las-
sen. Vermeiden Sie solche Unterschreitungen, 
solange die HOAI noch gültig ist. 

Die letzten Gerichtsurteile Thema Gültigkeit 
der HOAI – es gibt da ein Urteil zur bel gischen 
HOAI – sind ambivalent. Wen es interessiert, 
dem empfehle ich, den Artikel aus der NJW Spe-
zial im Heft 3 aus dem Jahr 2005, Seite 117 ff, 
zu lesen. Der Artikel beschäftigt sich mit dem 
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Urteil, dass die belgische Honorarordnung für 
Architekten und Ingenieure für ungültig erklärt. 
Vor dem Hintergrund der Entscheidung hat der 
Autor deshalb geprüft, ob das vielleicht auch für 
die deutsche HOAI gilt. 

Es gilt nicht, meine Damen und Herren, weil im 
Gegensatz zur belgischen HOAI, die mehr oder 
weniger eine Vereinbarung der Architektenkam-
mern ist, die deutsche HOAI als Verordnung von 
staatlicher Seite erlassen wurde. Die Entschei-
dung kann deshalb nicht ohne weiteres über-
tragen werden. Es liegt aber nahe, dass die in 
den wettbewerbsrechtlichen Teilentscheidungen 
genannten Argumente auch bei der HOAI einen 
Verstoß gegen die Dienstleistungsfreiheit nach 
Artikel 49 EG begründen können. 

Ergo, gehen Sie davon aus, dass die HOAI 
noch einige Jahre hält. 

Lassen Sie sich, meine Damen und Herren 
auch nicht, so schön das klingen mag, auf so-
genannte Kostengarantien von 
Architekten und Ingenieuren, 
soweit sie nicht durch den § 4a 
der HOAI gedeckt sind, ein. Erst 
vor ungefähr 2 1/2 Jahren wur-
de ein im Rheinland ansässiges 
Büro, das es immer wieder fer-
tiggebracht hat, Kommunen mit 
diesem unanständigen Trick 
einen Auftrag abzuringen, zu 
einer saftigen Ord nungsstrafe 
verurteilt. Der Kommune sind 
im Übrigen die entsprechenden 
Landes mittel entzogen wor-
den. Das unanständige Kons-
trukt ist zugegebenermaßen 
eini germaßen verlockend. Der 
Architekt „Herr Billig“ verspricht 
Ihnen, die Sporthalle zum Preis 
x zu bauen und falls diese Kosten überschritten 
werden, erklärt er sich zur Zahlung einer Ver-
tragsstrafe bereit. 

Die deutschen Gerichte haben dazu eindeutig 
entschieden, dass es sich hier um die Umgehung 
der HOAI und Unterschreitung der Mindestsät-
ze handelt. Nach der der zeitigen Gesetzeslage 
können Sie allerdings nach § 4a HOAI festlegen, 
dass die Kostenberechnung, die der Architekt 
Ihnen vorgelegt hat, als Honorarabrechnungs-
summe festgelegt wird. Nur damit haben Sie in 
den vergangenen Jahren kein gutes „Geschäft“ 
gemacht, denn die Baupreise und damit auch die 
Honorarsummen sind ständig gesunken und der 
Architekt, mit dem Sie eine solche Festpreisver-
einbarung getroffen haben, war zum Schluss der 
lachende Dritte. 

Hier sieht das durchaus anders aus. Bei stei-
genden Baupreisen wird es für die Kommunen 
wieder interessant, Vereinbarung nach § 4a 
HOAI abzuschließen. 

Auswahlverfahren nach VOF – 
Die „harten“ Faktoren

Lassen Sie uns zum VOF-Verfahren zurück-
kehren. Wenn also Architekten und Ingenieure, 
weil die zu erwartenden Honorare über dem 
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Schwellenwert von 211.000 € liegen, im soge-
nannten Auswahlverfahren ermittelt werden, 
sind die Vor gaben der VOF für den öffentlichen 
Bauherrn einzuhalten. Das gilt nicht nur für den 
Zwang zur EU-weiten Aufforderung an die Archi-
tekten, sich für das Projekt zu bewerben und die 
dabei einzuhaltenden Fristen, sondern vor allem 
auch für die Ent scheidung des öffentlichen Bau-
herrn bei der Auswahl. 

Die heute noch in vielen ländlichen Gebie-
ten und, jetzt hoffe ich, dass die Kollegen in den 
neuen Bundesländern mir nicht böse sind, auch 
in den großen Städten der neuen Bundesländer 
geübte Praxis, ortsansässige oder wenigstens in 
den neuen Bundesländern ansässige Architekten 
und Ingenieure sozusagen nach „Gutsherren art“ 
auszusuchen, ist nicht nur unzulässig, sondern 
führt zu erheblichen Verzögerun gen durch ge-
richtliche Überprüfungsverfahren und zu Scha-
densersatzansprüchen mit den zurecht ausge-
schlossenen Wettbewerbern. 

Ich darf ein konkretes Beispiel nennen: Drei 
große Städte der neuen Bundesländer haben 
sich inzwischen mehrfach einen Namen bei den 
Vergabekammern und bei den Oberlandesge-
richten mit dieser sehr unschönen Vergabepraxis 
gemacht. Las sen Sie mich ein konkretes Beispiel 
aus diesen drei Städten erzählen:

Vor etwa zwei Jahren wurde in einem bundes-
weiten Verfahren mit sehr schweren Vorgaben 
eine integrierte Leitstelle für die Feuerwehr aus-
geschrieben. Die Bewerber mussten nachweisen, 
dass sie nicht nur eine, sondern viele Leitstellen 
gebaut haben, wo mindestens 100.000 Notrufe 
abzufragen waren. Aber noch nicht genug damit, 
es mussten außerdem dann noch die jeweiligen 
Kommunen, für die gebaut wurden, eine schrift-
liche Bestätigung abgeben, dass sie mit der Fir-
ma zufrieden waren und das ganze System seit 
einigen Jahren problemlos läuft usw. und sofort. 
Der Aufwand war erheblich. 

Zum Schluss gab es eine Auswahl unter vier 
Bietern und siehe da, man kann es gar nicht glau-
ben, den Zuschlag hat ein Büro aus den neuen 
Bundesländern erhalten, das noch nie in seinem 
Leben eine Leitstelle geplant, ja nur konzipiert 
oder bearbei tet hat. Als Referenz hat dieses 
Büro, und das ist das Tolle an der Geschichte, 
noch eine Leitstelle, die von einem Mitkonkur-
renten geplant und gebaut wurde, angege ben. 

So, die Herren von der Vergabestelle hat das 
aber überhaupt nicht bewegt, vielleicht haben sie 
das auch gar nicht untersucht. Die Stadt, weil dort 
ein Teil der Fußball europameisterschaft stattfi n-
den soll, steht natürlich unter einem erheblichen 
Zeit druck. Es musste aber jetzt das kommen, 
was zu erwarten war, die ganze Geschichte 
ging vor die Vergabekammer und die Vergabe-
kammer hat das Projekt aufgehoben. Es müsste 
eigentlich neu ausgeschrieben werden. Das hat 
die Stadt wiederum nicht gemacht, sondern jetzt 
diesen Auftrag trotzdem der von Leitstellen un-
befl eckten Firma erteilt, die, auch das ist in den 
Wettbewerbsweisen bekannt, eigentlich nur der 
„Rambock“ eines großen deutschen Elektrokon-
zerns ist. Soweit, so gut, aber jetzt kommt’s. 

Die bereits zu unrecht ausgeschlossenen Be-
werber sind über das Verfahren so wütend, dass 
sie sich zusammengetan haben und überlegen, 
diese Stadt nicht nur auf das negative, sondern 
auf das positive Interesse zu verklagen, denn 
hätte man der Firma nicht den Auftrag gegeben, 
hätte eine dieser drei den Auftrag bekommen 
müssen. Tun die das wirklich, kommt auf die 
Stadt ein Schadensersatz in Millionen höhe zu 
und eigentlich geschieht ihr das recht. 

Das ist nur eine der wenigen Entwicklungen. 
Ich könnte Ihnen eine Vielzahl ähnlicher Bege-
benheiten nennen. Sie haben inzwischen auch 
zum Eingreifen der europäi schen Wettbewerbs-
behörde geführt. Das tut zwar nicht nur Städten, 
sondern der Bundesrepublik weh, wird sich aber 
natürlich auch auf diese Städte auswirken. 



Seminar Betreibermodelle und Finanzierungsmöglichkeiten von Sportanlagen

30

Ich empfehle insbesondere auch den Kolle-
gen aus dem Osten sich nicht auf die Urteile, hier 
möchte ich keine Polemik betreiben, ostdeut-
scher Gerichte zu verlassen. Es gibt inzwischen 
nämlich ein ganz neues Urteil eines ostdeut-
schen Kammer gerichtes, das sogar behauptet, 
dass, wenn die Kommune gegen die Vergabere-
geln verstößt, dann bekäme derjenige, der einen 
Schadensersatz geltend macht, diesen Scha-
densersatz nur zugesprochen, wenn er sein An-
gebot, das er bearbeitet hat, nicht im laufenden 
Geschäftsbetrieb gemacht hatte (man möchte 
hinter dieses Urteil fast in Klammern dazusetzen 
„rechtsbeugende Praktiken von Kommunen, die 
inzwi schen durch Gerichte gedeckt werden“). 
Ich würde das nicht so frei sagen, wenn es nicht 
inzwischen zu einem Skandal mit dem Oberlan-
desgericht Naumburg gekom men wäre. 

Also, bleiben Sie bei Ihren „Leisten“ und las-
sen Sie sich nicht durch kirchturmfreund liche 
Urteile, die der allgemeinen Rechtssprechung 
entgegenlaufen, leiten und machen Sie saubere 
Vergaben. 

Das Ganze sind „Eintagsfl iegen“, die sich 
nach und nach korrigieren werden, wie sich so 
viele andere Dinge in der Zwischenzeit schon 
korrigiert haben. Nur derjenige, der meint, sich 
darüber hinwegzusetzen, hat im Ernstfall den 
Schaden, und zwar nicht nur den Schaden bei 
der Kommune, er riskiert er auch noch den Ar-
beitsplatz. 

Halten Sie sich also an das Verfahren, das ich 
Ihnen jetzt beschreibe. 

§ 4 Abs. 4 VOF 
(Anlage Gesetzestext VOF)

Der Architekt und Ingenieur muss unabhän-
gig sein. Sie sagen vielleicht, ja, das ist er doch. 
Nein, ich kann Ihnen eine Vielzahl von Fällen 
nennen, wo es nicht ist. Proble matisch ist nur 
der Nachweis. Nehmen Sie den Fall, den ich Ih-
nen eben geschildert habe, wo bekannt ist, dass 

hinter diesem ostdeutschen Ingenieurbüro eine 
große deutsche Firma steckt. Oder lassen Sie 
mich das an einem ganz konkreten Fall sagen. 
Zunehmend gibt es Firmen in der Bundesre-
publik, die gestrandete Architek tur- und Ingeni-
eurbüros aufkaufen und im Wesentlichen dazu 
einsetzen, eigene Pro dukte zu vertreiben. Diese 
Firmen sind vom Wettbewerb ausgeschlossen 
und Sie können nicht sagen, „was ich nicht weiß, 
macht mich nicht heiß“. Das haben Sie zu prüfen 
und abzufragen. 

Gut, wenn Sie danach fragen und der Ingeni-
eur leugnet den Zusammenhang mit einer groß-
en produzierenden Firma, dann handelt es sich 
um einen Betrugsfall, für den Sie nicht verant-
wortlich gemacht werden können. Aber handeln 
Sie auch bitte hier nicht nach dem Motto: „Was 
ich nicht weiß, macht mich nicht heiß“ und wenn 
es nicht aufkommt, habe ich schon Glück geha-
bt. Die Konkurrenz der übrigen Architek ten und 
Ingenieure ist so groß, sie werden Ihre Vergabe 
anfechten und dann müssen Sie vor der Verga-
bekammer den Beweis antreten, dass Sie Ihre 
Frage untersucht haben und der Beweis ist nicht 
nur mündlich darzustellen, sondern er muss 
schriftlich dokumentiert sein. und zwar vorher 
und nicht hinterher. 

§ 7 Abs. 3 VOF
Da geht es im Prinzip um das gleiche Thema, 

nämlich um die echten Leistungs erbringer. Es 
geht aber hier auch noch um mehr. Nehmen wir 
an, ein Professor mit wohlklingendem deutsch-
landweit bekanntem Namen, erhofft sich mit 
seiner Teil nahme an einem VOF-Verfahren, den 
Auftrag zu erhalten. Der Professor erhält ihn in 
der Tat auch. Aber, wir wissen ja so oft, dass der 
Professor meistens nicht selbst arbeitet, sondern 
arbeiten lässt. Und der junge Kommilitone, soe-
ben mit dem Diplom versehen, ist zwar jung und 
hoffnungsvoll, aber von der Planung hat er keine 
Ahnung. 
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Nein, meine Damen und Herren, diesen jun-
gen Kollegen schicken Sie zum Herrn Professor 
zurück und lassen dem Herrn Professor ausrich-
ten, er möchte bitte die Planung selbst machen. 
Und falls er das nicht tut, fl iegt er aus dem Ver-
fahren. Der Professor hat anzugeben, wer unter 
seiner Federführung plant und welche Qualifi ka-
tion der planende, hoffnungsvolle Architekt hat. 
Und wenn er keine hat, nützt der ganze klingende 
Name des Herrn Professors nichts. 

§ 7 Abs. 4 VOF Zusammenarbeit
Dieser Paragraph trifft allenfalls zu, wenn Sie 

sogenannte Gesamtplanungen machen oder 
Generalplaner ausschreiben. Dann gilt für jeden 
der Teilnehmer, dass sowohl die formellen wie 
auch die sogenannten weichen Faktoren, auf die 
ich später noch komme, nachzuprüfen sind. Und 
wenn Sie diese nicht reinschreiben, ist die Aus-
schreibung falsch. Wenn Sie eine Bewerbung 
nachsehen und Sie prüfen sie nicht nach, ob 
jeder der Teilnehmer die Anforderungen erfüllt, 
dann ist die Vergabe falsch und wenn die Verga-
be falsch ist, kommen Sie heute statistisch ge-
sehen in 27 % der Fälle vor die Vergabekammer 
und wenn Sie vor die Vergabekammer kommen, 
haben Sie das Verfahren zunächst einmal mit 
100%iger Sicherheit um drei Monate aufgehalten 
und aus dieser 100%igen Sicherheit wiederum 
bei rund 20 % um zwei Jahre aufgehalten, weil 
20 % der Verfahren, die zur Vergabekammer 
kommen, zum Oberlandesgericht oder in Bay-
ern zum Bayerischen Obersten Landesgericht 
kom men. Und damit können Sie erst einmal Ihr 
Sporthallenprojekt „begraben“. 

§ 11 VOF 
Dieser Paragraph fragt nach Ausschlusskrite-

rien. Die sind bekannt und üblich, nur der § 12 for-
dert hier Erklärungen und wenn die Erklärungen 
nicht abgegeben wer den, ist der hoffnungsvolle 
Kollege schon aus diesen Gründen aus dem wei-

teren Verfahren auszuschließen. Was sind das 
für Auskünfte?

Die Berufshaftpfl ichtversicherung, in begrün-
deten Fällen Bilanz und Bilanzauszüge und in 
weiteren begründeten Fällen die Erklärung über 
den Gesamtumsatz. 

§ 13 VOF Fachliche Eignung 
Der nächste Punkt ist die sogenannte beruf-

liche Befähigung. In Juristenkreisen mit dem 
Spitznamen versehen „Antikirchturmsklausel“. 
Sie kennen das alle, sei es im Verein oder in der 
Kommune. Man hat einen guten Freund, dem 
geht es „saudreckig“ und er müsste dringend ei-
nen Auftrag haben. Nach dem Motto: „Ein Archi-
tekt kann ja alles“, schaut man natürlich, dass er 
einen Auftrag bekommt. 

Meine Damen und Herren, Sie haben sich 
getäuscht, Sie sind heute bei der Vergabe von 
Aufträgen nicht mehr frei. Und wenn der Kolle-
ge in den letzten drei Jahren kei nen Finger an 
eine Sporthalle gelegt hat, dann trösten Sie ihn 
und empfehlen Ihnen, dass er sich vielleicht mit 
einem Kollegen zusammentut, der so etwas

schon gemacht hat, aber er wird den Auftrag 
nicht bekommen oder nicht bekommen dürfen. Sie 
müssen die berufl iche Qualifi kation nachweisen, 
und zwar für diejenigen, die diese Halle planen 
und bauen. Das ist entweder der Architekt selbst, 
oder bei GmbHs oder Aktiengesellschaften die-
jenigen, die das machen. Er muss Berufserfah-
rungen nachweisen und je spezieller das Pro-
jekt ist, und das wird für Sporthallen durchaus 
bejaht, umso eher muss er auch entsprechende 
Erfahrungen für die Pla nung und dem Bau von 
Sporthallen haben. Er muss seine Qualifi kation 
außerdem durch die entsprechenden Zeugnisse 
durch Referenzprojekte nachweisen.

Da genügt es nicht, dass der Kollege, der im 
Jahr 1988 einmal eine Sporthalle gebaut hat, di-
ese Sporthalle sehr referenzfähig ist. Es geht um 
die letzten drei Jahre. 
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So, schließlich muss noch die technische Aus-
rüstung und die Zahl der Beschäftigten angege-
ben werden. Das ist wichtig und darf nicht ver-
gessen werden, sonst ist der Bewerber ebenfalls 
auszuschließen. Aber an diesen beiden Punkten 
hat sich bisher noch wenig Streit entzündet. 

Spannender ist es schon wieder, wenn die 
Maßnahmen des Bewerbers zur Gewährleistung 
der Qualität gefordert werden (VOF § 13 Abs. 2f). 
Und auch Sie sollten darauf sehr genau schauen. 
Das heißt nicht, dass der Auftraggeber, was bei 
den Architekten und Ingenieuren in seltensten 
Fällen der Fall ist, nach der ISO 9001 zertifi ziert 
sein muss, aber einen schlüssigen Nachweis, der 
die Qualität seiner Pla nung gewährleistet, sollte 
er auf jeden Fall erbringen. 

Und schließlich sind wir wieder bei den Un-
teraufträgen des Herrn Professors. Sie erinnern 
sich. Auch diejenigen, die Unteraufträge erhal-
ten, müssen die geforderten formellen Voraus-
setzungen, die an die Bewerbung gestellt sind, 
erfüllen. 

Und ein letzter formeller Punkt, der zu be-
rücksichtigen ist, das sind die sogenannten 
juristischen Personen. Sie dürfen 
selbstverständlich auch am Verfahren 
teilnehmen, selbst wenn die Architek-
tenkammern sie gerne ausschliessen 
würden. Nur muss natürlich der Ge-
schäftszweck dieser juristischen Per-
sonen auf die Planung und den Bau 
u.a. von Sportanlagen gerichtet sein. 
Das lassen Sie sich am Besten durch 
den Auszug aus dem Handelsregister 
nachweisen. 

Soweit, so gut, das waren einige 
formelle Voraussetzungen, sie sind 
natürlich viel umfangreicher, können 
aber jederzeit nachgelesen werden. 
Wichtig und nachzutra gen ist noch, 
dass diese formellen Vorausset-
zungen sofort nachgewiesen werden 

müssen und es Ihnen verwehrt ist, dann, wenn 
einer der Bewerber diese Unterlagen nicht 
vollständig erbracht hat, diese nachzufordern. 
Das war bisher immer wieder streitig. Es ist in-
zwischen mehrfach von der Rechtssprechung 
bestätigt worden. Also, wenn ein Bewerber seine 
Haftpfl ichtversicherung nicht beigefügt hat, und 
zwar nicht irgendeine, sondern eine gültige Haft-
pfl ichtversicherung, fl iegt er raus, mag er noch 
so gut sein.

Meine Damen und Herren, ich werde sehr oft 
als Berater bei Vergabeverfahren ein geschaltet, 
es ist unglaublich, in der Regel sind bei Verga-
beausschreibungen bei mindestens 30 % der 
Bieter nicht alle geforderten Unterlagen da. 
Wir müssen sie rausschmeißen. Und wenn ein 
wirklich guter Bieter dabei ist, können sie viel-
leicht noch, wenn sie genügend kriminelle En-
ergie besitzen, und solange die Angebote noch 
nicht gelocht werden, dem sagen, bring schnell 
deinen neuesten Versiche rungsnachweis, sonst 
haben Sie kein Glück. 
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§ 10 VOF – 
Die „weichen“ Auswahlfaktoren

Gehen wir also davon aus, dass Sie nach 
genauer Prüfung der harten Faktoren von an-
genommen 300 Bewerbungen, noch 200 Bieter 
zur Auswahl haben. 

So, meine Damen und Herren, jetzt kommt’s. 
Sie werden es nicht für möglich halten. In mind-
estens 30 % aller, und ich rede hier nur von kom-
munalen, kommunalen Aus lobungsunterlagen, 
fehlen die sogenannten weichen Faktoren. Und 
in über 80 % sind diese weichen Faktoren falsch 
oder unrichtig dargestellt. 

Ich darf Ihnen dazu ein kleines Beispiel aus 
einer Geschichte, die noch erst wenige Wochen 
zurückliegt, nennen. Ein großes deutsches Sta-
atsbauamt schreibt eine Schule aus und vergisst 
die weichen Faktoren. Was machen Sie denn 
jetzt? Von insgesamt 400 Bewerbern sind selbst 
nach strenger Anwendung verlangten Unter-
lagen noch 300 übrig geblieben. Können mit 
den Leuten kein Vergabegespräch füh ren, weil 
sie gar nicht wissen, nach welchen Kriterien sie 
sie auswählen wollen. Es gibt nur einen Ausweg, 
Verfahren wiederholen, mit den damit verbun-
denen Gefahren der Forderung von Schadens-
ersatzansprüchen. 

Ich darf Ihnen in diesem Zusammenhang 
einige Bewertungskriterien zur Auswahl im 
Zusammenhang mit der Vergabe eines öffentli-
chen Bauauftrages geben. Es geht jetzt nämlich 
nicht nur darum, dass Sie diese Eignungskriterien 
sich vorher genau überlegen. Sie müssen diese 
Eignungskriterien gewichten und ein „Notensys-
tem“ festlegen und in jedem Fall bereits in der 
Vergabebekanntmachung oder spätestens dann, 
wenn die einzelnen Teilnehmer zur Angebotsab-
gabe zugelassen werden, da von benachrichti-
gen. 

Und wehe Ihnen, Sie machen sich da subjek-
tiver Dinge verantwortlich. Das wird von jeder 

Vergabekammer und natürlich auch vom Wett-
bewerb genauestens nach geprüft, ob Sie sauber 
vergeben haben. 

Und so geht es nicht 
Lassen Sie mich jetzt von zwei Verfahren 

berichten, von denen das eine bereits ver boten 
und das andere kurz davor steht, verboten zu 
werden. 

Es ist weder zulässig, nach der Prüfung der 
formellen und der weichen Faktoren aus den ver-
bliebenen Bewerbern jetzt im Losverfahren sich 
drei Kandidaten auszu suchen, die zum Bewer-
bungsgespräch eingeladen werden. 

Schlichtweg rechtswidrig ist das zweite Ver-
fahren, das mit folgender Logik vorgeht:

Nachdem man die formellen Voraussetzungen 
aller Beteiligten geprüft habe, könne man aus 
den verbliebenen Bewerbern unter Umgehung 
des Benotungssystems sich einfach drei Bew-
erber aussuchen, die man zum Verhandlungs-
verfahren einlädt oder einen kleinen Wettbewerb 
machen lässt. Der BGH hat dazu geschrieben: 
„In einem Teilnahmewettbewerb nach VOF ist es 
nicht zulässig, einen Teil der Teilnehmer am Ver-
handlungsverfahren nach einem nicht bekannten 
Kriterium auszusuchen und die restlichen Teil-
nehmer auszuschließen“. 

Absage § 13 VgV
Aus gegebenem Anlass auch noch ein paar 

kurze Worte zu einem praktischen Fall, der erst 
einige Monate zurückliegt. 

Kommune wählt Architekt aus, macht Ab-
sageschreiben und teilt mit: „Lieber Kollege tut 
uns leid, Du hast den Auftrag nicht bekommen.“ 
Punkt Ende. 13 Tage nach Ab sendung der Infor-
mation fl attert Schreiben eines Bieters ein, mit 
Deiner Information bin ich nicht einverstanden, 
die ist fehlerhaft. Du hättest mir sagen müssen, 
wer hat den Auftrag bekommen, warum habe 
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ich ihn nicht bekommen. Das war an einem 
Mittwoch. Am Donnerstag lief die Frist aus. Am 
Montag, aufgescheucht durch das externe Pro-
jektsteuerungsbüro, entschliesst man sich zu 
einer formgerechten Ab sage. Natürlich zu spät. 
Die Gegenseite musste die Frist wahren. Am Di-
enstag liegt das Schreiben der Vergabekammer 
auf dem Tisch. Her mit den Unterlagen. Abge-
sehen mit dem damit verbundenen Zeitverlust 
kam natürlich und kommt ein Problem meistens 
nicht alleine. Denn, wenn jetzt diese Unterlagen 
unter den kriti schen Augen der Vergabestelle ge-
prüft werden, werden Sie sehr schnell feststellen, 
dass Sie noch viele andere Dinge nicht richtig 
gemacht haben. Der günstigste Bieter plötzlich 
nicht mehr der günstigste Bieter ist usw. Stress 
und Ärger. 

Fazit, machen Sie saubere Absageschreiben 
nach § 13 VgV. 

Der Architektenwettbewerb
Einige von Ihnen werden mich jetzt daran er-

innern, dass es noch ein weiteres Ver fahren zur 
Auswahl vor allem von Architekten gibt, näm-
lich das Wettbewerbsverfah ren. Ich muss Ih-
nen zustimmen, denn, was vor einigen Jahren 
niemand für möglich gehalten hätte, dieses 
Verfahren erfährt im Moment eine regelrechte 
Renaissance. Sie ist vor allem dadurch zu erk-
lären, dass die Verwaltung immer stärker unter 
den Druck der örtlichen Architekten kommt und, 
um diesem Druck auszuweichen, ins Wettbew-
erbsverfahren fl üchtet. 

Damit aber treiben Sie den „Teufel mit dem 
Belzebub“ aus. Ich will Ihnen das in einem Drei-
satz sagen:

1.  Es kann für Kommunen zwingende 
Gründe geben, einen Wettbewerb zu ma-
chen. Aber, je mehr Spezialelemente ein 
Projekt enthält, umso unwahr scheinlicher 
ist es, dass der Wettbewerb zum Erfolg 
führt. Mit anderen Worten, Spezialprojek-

te, Krankenhäuser, Feuerwachen, Spor-
tanlagen, rentieren sich nur dann für ein-
en Wettbewerb, wenn Sie über viel Geld 
verfügen. 

2.  Es ist blauäugig zu glauben, dass in ei-
nem Wettbewerb neben der Ästhetik 
das wirtschaftlichste Projekt ausgesucht 
wird. Das geht schon deswegen nicht, 
weil die Technik, die heute sehr stark 
oder sehr kosten entscheidend ist, nicht 
Gegenstand des Wettbewerbs ist.  
Ein kleines Beispiel dazu: 
Es gibt eine oberbayerische Gemeinde, 
die ein Freizeitbad über einen Archi-
tektenwettbewerb ausgeschrieben hatte. 
Im Beutel der Gemeinde waren 10 Mio. €. 
Der weit über Deutschland hinaus berüh-
mte Architekt, der den Wett bewerb gewon-
nen hat, braucht für das Bad 20 Mio. €. 
Das Ende vom Lied, der Vertrag mit 
dem Architekten muss gestoppt werden, 
Abstandsgelder sind zu bezahlen und 
darüber hinaus ist die gesamte Abwick-
lung des Wettbewerbs, der die Gemeinde 
bald stolze 200.000, – € gekostet hat, für 
die Katz gewesen. 

3.  Wenn Sie also, aus welchen Gründen auch 
immer, einen Wettbewerb machen wollen, 
versuchen Sie wenigstens, und auch das 
ist noch konform mit den Wünschen der 
Architektenkammer, einen sogenannten 
zwei stufi gen Realisie rungswettbewerb 
zu machen. In der ersten Stufe bewer-
ben sich zunächst die Architekten, die 
gerne Sporthallen bauen möchten. Aus 
der Schar dieser Architekten suchen Sie 
nach Ihrer Meinung nach 25 Architekten 
aus, die durch Ihre Unter lagen bewiesen 
haben, dass Sie schon mehrere Sport hal-
len geplant und gebaut haben. Sind das 
mehr als 25 Architekten, meinen viele, 
die Sache mit dem Losverfahren erledi-
gen zu können, was, wie Sie soeben er-
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fahren haben, nicht geht. Deshalb, wenn 
Sie so ein Verfahren anzetteln, müssen 
Sie sich wirklich die Mühe machen und 
aus der großen Teilnehmerzahl, 200 bis 
300 sind nicht unüblich, eine entspre-
chende Mannschaft, die dann am Wet-
tbewerb teilnehmen kann, auszusuchen. 
Noch einfacher und wahrscheinlich für 
Sie billi ger, und auch das wird von den 
Architektenkammern noch gebilligt, ist 
die so genannte Mehrfachbeauftragung. 
Das heißt, Sie machen ein ganz normales 
VOF-Verhandlungsverfahren, wählen sich, 
nachdem Sie mit wenigstens drei bis fünf 
Teilnehmern gesprochen haben, drei Teil-
nehmer aus und lassen diese zu dem von 
Ihnen gewünschten Projekt Vorentwürfe 
mit Kostenschätzun gen machen. Bei der 
Begutachtung der Vorentwürfe setzen Sie 
bitte echte Preis richter und nicht nur den 
Gemeinderat und einen Spezialisten ein, 
der auch prüft, ob die Architekten bei der 
Kostenschätzung nicht gelogen haben, 
was in diesen Kreisen überhaupt nicht als 
anrüchig gilt. Man mogelt mit den Quadrat-
meterfl ächen und mit der Kubatur. 

4.  Lassen Sie mich zum Schluss zur Zeit noch 
mehr der Vollständigkeit als der praktisch-
en Umsetzung halber, das sogenannte 
Zweiumschlagsverfahren er wähnen. 
Dieses Zweiumschlagsverfahren, das in 
vielen Ländern außerhalb Deutschlands, 
insbesondere in England und in den 
skandinavischen Ländern schon seit lan-
gem üblich ist, wird auch bei uns Einzug 
halten. Was versteht man darunter? Man 
versteht darunter, dass am Tag X zwei 
Angebote abgege ben werden. Ein Ange-
bot des Wettbewerbsteilnehmers und ein 
zweites An gebot des Bauunternehmers 
zum Wettbewerbsentwurf. Nach einem 
Schlüssel, der selbstverständlich vorher 
festgelegt wird, werden dann bei einen die 

Preise und bei dem anderen die Kosten 
gewichtet. Und wenn Sie bei dem Zweium-
schlagsverfahren dann sogar noch die 
Folgekosten berechnen lassen, was sie 
zwar etwas zusätzliches Bearbeitungs-
geld kostet, dann haben Sie eigentlich 
ein perfektes Verfahren, um nicht nur die 
Qualität des Entwurfes, sondern auch die 
Kosten in den Griff zu bekommen. 

Und wenn der Architekt den Auftrag hat 
...

Wenn Sie dann nach vielen Mühen und 
Schmerzen von der Politik oder von den Preis-
richtern Ihr Architekt genannt worden ist, dann 
sollten Sie möglichst sofort im Rahmen eines 
Vertrages ihm und mit ihm den schnell zu ernen-
nenden Fachingeni euren die Kostenschrauben 
anlegen. Die Baukostenschätzung der Architek-
ten und Ingenieure sind schon lange nicht mehr 
Gott gewollt, sondern lassen sich mit saube ren 
Vertragsklauseln so eintakten, dass bei falschen 
Kostenschätzungen für die Architekten und In-
genieure Schadensersatzansprüche entstehen, 
und zwar nicht, wie Sie glauben, wie bereits oben 
erwähnt, beim Vorentwurf bei einer Bandbreite 
von 30 % und beim Entwurf bei einer Bandbreite 
immer noch von 20 %, sondern wenn vertraglich 
vereinbart, lassen sich solche Kostenabweichun-
gen vor allem dann, wenn der Architekt noch be-
hauptet, er sei der große Sportstättenguru, bere-
its bei Kosten abweichungen, die je nach Projekt 
über 10 bis 12 % liegen, signalisieren. 

4.  Ausschreibung und Vergabe

Introitus
Lassen Sie uns jetzt einen großen Sprung in 

den Bereich machen, der zwar nicht im gleichen 
Umfang, wie das Vergaberecht an Architekten 
und Ingenieure, aber doch massiv unsere Gerich-
te beschäftigt. Das ist das Kapitel Ausschreibung 
und Vergabe von Bauleistungen. Dazu zunächst 
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einmal ein paar allgemeine Vorbemerkungen aus 
der Sicht des Juristen: 

Ich kann einfach nicht verstehen, dass es 
wirklich ernsthafte Gründe gibt, ein Bau vorhaben 
nicht en Block, das heißt, wenigstens nach der 
70 % Klausel auszuschrei ben. Nach wie vor, 
das heißt zurzeit sogar mit steigender Tendenz, 
schreiben die Kommunen scheibchenweise aus, 
erst den Rohbau, dann die Technik und dann 
den Ausbau. Die Gründe sind verständlich, aber 
das Verhalten falsch. Man will das Bau vorhaben 
strecken, am Besten möglichst auf zwei Jahre, 
damit man mit dem Haus halt zurechtkommt. 
Dass die Kosten der Vorfi nanzierung eines 
Projektes einen Bruchteil dessen ausmachen, 
was Sie sich an Schaden über die verlängerte 
Bauzeit einheimsen, ist offensichtlich betrieb-
swirtschaftlich in vielen Kommunen noch nicht 
sauber untersucht worden. 

Also, erste Regel, Paketausschreibung mit 
70 % Klausel. Am Besten wäre es natürlich, Sie 
würden alles ausschreiben. 

Um das zu verdeutlichen: 

Nehmen Sie an, der Rohbau wird sehr preis-
günstig. Sie freuen sich und vergeben ihn. Eini-
ge Wochen später stellen Sie fest, dass aber die 
Technik zu teuer ist, was übrigens nicht nur the-
oretisch, sondern auch praktisch oft der Fall ist. 
Denn entgegen dem allgemeinen Trend ist die 
Technik in den letzten Jahren teurer geworden. 

Die Technik ist also zu teuer, jetzt haben Sie 
als Reaktionsmasse, um noch preis günstiger zu 
werden, aber noch maximal 50 % des Projektes, 
denn wie gesagt, der Rohbau ist bereits verge-
ben. Ihren Spielraum, das Bauvorhaben günstig 
zu machen, haben Sie eingeengt. 

Ein zweiter Grund, das Bauvorhaben en 
Block auszuschreiben, wird heute vielfach mit 
dem Wort „Schnittstellenmanagement“ bezeich-
net. Schnittstellenmangement heißt ein Verhal-
ten, das verhindert, dass es an den Schnittstellen 

zwischen den ein zelnen Gewerken Unklarheiten 
gibt, die zu Nachträgen führen. Ich verdeutliche 
Ihnen das wieder an einem Beispiel:

Der Fachingenieur hat einen Teil der Entwäs-
serung nicht ausgeschrieben, weil er geglaubt 
hat, dass diese Aufgabe beim Architekten ent-
halten ist. Der Architekt hat die Entwässerung 
nicht ausgeschrieben, weil er glaubt, das ist beim 
Fachingenieur mit drin. Nur bei einer ganzheit-
lichen Kontrolle des Leistungsverzeichnispaketes 
tun Sie sich leichter, solche Fehler zu entdecken. 
Klassische Gewerke mit Schnittstellen problemen 
sind die Dachkonstruktion, der Blitzschutz, 
Grundleitungen und die tech nischen Gewerke 
Elektro auf der einen Seite und H/L/S auf der an-
deren Seite und die Fassaden. 

Ausschreibung nach Einzelgewerken 
oder Funktionalausschreibung an 
Gene ral unternehmer mit teilweiser 
Übertragung von Planungsleistungen

Über dieses Thema ist in der Vergangenheit 
sehr oft gestritten worden. Fast alle deutschen 
Bundesländer haben Mittelstandsrichtlinien er-
lassen, die Generalunter nehmerausschreibung 
unter dem Strich nur in besonderen Fällen zuge-
lassen haben. Besondere Fälle waren, wenn es 
für ein Bauprodukt, z. B. Kindergärten, Sporthal-
len, ggf. auch Systemschulen, einen Anbieter am 
Markt gab. Hintergrund dieser restrikti ven Ausle-
gung der VOB war die Tatsache, dass ähnlich wie 
heute bei PPP-Aus schreibungen die Generalun-
ternehmer Funktionalausschreibungen vielfach 
als „Waffe“ der großen Aktiengesellschaften dazu 
benutzt wurde, um mittlere und kleine Baufi rmen 
aus dem „Geschäft“ zu drängen. Das Thema hat 
sich inzwischen mit Aus nahme von Rheinland-
Pfalz und Bayern fast für alle Bundesländer er-
ledigt. Die letz ten GU-feindlichen Bastionen, die 
vermutlich aufgrund von starken Architektenkam-
mern mehr oder weniger erfolgreich verteidigt 
werden, sind, wie gesagt, Rheinland-Pfalz und 
vor allem Bayern. 
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Der Widerstand ist heute unberechtigt und auf 
europäischer Ebene gesehen, nicht nur anachro-
nistisch, sondern rechtswidrig. Generalunterneh-
mer warten nur auf den Tag, auf dem ein Kollege 
erfolgreich vor dem EUGH gegen den Freistaat 
Bayern wegen Ausschluss von einer Ausschrei-
bung klagt, weil er als GU angeboten hat. 

Warum ist er anachronistisch? 
Er ist einmal deswegen anachronistisch, weil 

inzwischen eine Großzahl mittelständi scher Fir-
men sich auf das Generalunternehmertum ein-
gestellt haben, zum zweiten, weil es in gewis-
sen Fällen ohne weiteres nachweisbar ist, dass 
der Generalunter nehmer preisgünstiger ist, als 
eine Ausschreibung nach Einzelgewerken und 
schließ lich, und darauf muss noch extra hinge-
wiesen werden, weil es gewisse Verfahren gibt, 
bei denen ohne Generalunternehmerausschrei-
bung nichts funktioniert. 

Wann kann es angezeigt sein, eine General-
unternehmerausschreibung zu machen? 

-  Hier sind wieder mehrere Fälle zu unter-
scheiden. Ein Fall, der, zurzeit eine Rol-
le spielt, ist die Konjunkturlage. Bei einer 
Konjunkturlage, wo mit schnellen Preis-
steigerungen im Bauhaupt- und – Neben-
gewerbe zu rechnen ist, kann eine Ge-
neralunternehmerausschreibung diese 
Preissteigerung frühzeitig ab fangen und 
damit der Kommune wirtschaftliche Vor-
teile bieten. 

-  Es gibt komplexe technische Ausschrei-
bungen und diese Komplexität nimmt 
täglich zu, wo zur Vermeidung von 
Schnitt stellenproblemen, General unter-
neh merausschreibungen angezeigt sind, 
insbesondere dann, wenn der Technik-
anteil in einem Projekt auf 40 und mehr % 
steigt. 

-  Und schließlich sind Generalunternehme-
rausschreibungen zwingend erforder lich 

– das ist inzwischen sogar durch das 
ÖPP-Gesetz bestätigt – wenn Banken in 
die Finanzierung bei PPP-Projekten ein-
gebunden werden, weil der Banker sich 
natürlich nicht darauf verlässt, ob der 
Herr Architekt vielleicht doch noch etwas 
vergessen hat und später mit Nachträgen 
kommt. Man würde niemals eine saubere 
Finanzierungsgrundlage bekommen. 

Trotzdem, meine Damen und Herren, müssen 
Sie in Rheinland-Pfalz und in Bayern höllisch 
aufpassen, wenn Sie vorhaben, Generalunter-
nehmerausschreibungen zu machen. Die Bau-
verwaltung dieser Länder möchte diese Art von 
Ausschreibung einfach vermeiden. Besonders 
deutlich wird das, wenn man sich die neuesten 
PPP-Richtlinien, die die Bayerische Oberste 
Baubehörde (ich sage immer der verlängerte 
Arm der Bayerischen Architektenkammer) her-
ausgegeben hat. 

Hier wird z. B. behauptet, dass der General-
unternehmer bereits vor Ausschreibung seine 
Subunternehmer angeben muss. Wenn nur einer 
von Ihnen sich hier im Bau gewerbe etwas aus-
kennt, weiß er, wie unrealistisch diese Forderung 
ist, weil der Generalunternehmer, bevor er den 
Auftrag hat, praktisch keine vernünftigen Nach-
unternehmerangebote bekommt und erst dann, 
wenn er den Auftrag hat, sich mit den Nachun-
ternehmern beschäftigen kann. 

Ich glaube auch nicht, dass eine solche For-
derung vor Gericht hält, aber auch hier ist die 
Bayerische Verwaltung natürlich schlau nach 
dem Motto: „Lassen wir doch erst einmal klagen“. 
Solange das noch nicht passiert ist, werden we-
nigstens 99 Unter nehmer und 9.000 Kommunen 
davon abgehalten, eine Generalunternehmeraus-
schreibung zu machen. 

Schade, wenn man so rückständig ist, und das 
muss ich Ihnen sagen, obwohl ich aus Bayern 
komme. Also, wer in Bayern und Rheinland-Pfalz 
Generalunternehmeraus schreibungen machen 
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will, muss gut vorsorgen, damit nicht schon der 
Veröffentli chungstext vor der Vergabekammer 
landet.

Hinweise für die Vergabe von 
Bauleistungen nach VOB/A

Was eingangs zum Thema der Vergabe von 
freiberufl ichen Leistungen und den da mit verbun-
denen Anmerkungen, zum Beispiel der Vergabe-
kammern gesagt wurde, gilt natürlich in gleichem 
Maße für die Vergabe von Bauleistungen. Hier 
ist die Erfah rung der vergebenen Behörden we-
sentlich besser und damit die Rechtsunsicher-
heit geringer. Trotzdem, auch hier lassen Sie 
mich auf einige wichtige Punkte hinweisen, die 
in der letzten Zeit im richtigen Leben und in der 
Rechtssprechung eine Rolle spielen und zu Är-
ger führen. 

Das Erste ist der Fall des geänderten Leis-
tungsverzeichnisses. Es gibt, meine Damen und 
Herren, wahre Profi s für öffentliche Ausschrei-
bungen. Und damit Sie denen nicht „auf den 
Leim gehen“ und viel Ärger haben, müssen Sie 
zum Beispiel bei Folgendem aufpassen:

Wir nehmen an, Ihr Architekt hat eine Aus-
schreibung gemacht und stellt plötzlich aufgrund 
von Rückfragen einiger Unternehmer fest, dass 
sich da ein Fehler ein geschlichen hat. Das kann 
ja nun einmal vorkommen. Alles kein Beinbruch 
und kein Problem. Was macht Ihr Architekt bzw. 
Sie? Sie bereiten ein Fax, besser noch einen 
Brief vor und schicken diesen Brief an alle Bieter, 
da steht dann drin: Mein lieber Freund, pass auf, 
in der Position x, y haben wir etwas verändert, 
da ist ein Komma fehler drin, das sind nicht 18, 
sondern 180 m³. Was meinen Sie nun, was der 
schlaue Anbieter macht? Er wartet die Submis-
sion ab. Es kommt also die Submission und Sie 
erteilen dem günstigsten Bieter Maier den Auf-
trag. Oft, leider ist es so, obwohl das schon bei 
der Nachrechnung hätte auffallen müssen, stellt 
sich erst, nachdem Sie den Auftrag erteilen, fest, 

dass der Bieter nicht die 180, sondern die 18 m³ 
an geboten hat. Zur Rede gestellt, dass er doch 
180 m³ hätte anbieten müssen, erklärt er Ihnen 
frech, diese Information nie erhalten zu haben. 
Was machen Sie jetzt? Bedauerlicherweise sehr 
wenig. Sie müssen die „gute Miene zum bösen 
Spiel“ machen. Warum? Ein Telefax oder Email ist 
selbst mit Sendeprotokoll immer noch nicht Nach-
weis, dass das geänderte LV zugegangen ist. Oft 
ist es nicht einmal ein Einschreiben/Rückschein, 
denn der kleine Handwerker ist nicht zu Hause. 
Dann bleibt das Ding auf der Post liegen und Sie 
haben Pech gehabt. Die Deutsche Bun despost 
hat ein neues Instrument entwickelt, das relativ 
sicher ist, das sogenannte Einwurfeinschreiben. 
Das heißt, Sie machen ein Einschreiben, das in 
den Briefkasten geworfen als zugegangen gilt. 

Zweiter Brennpunkt:
In der Vergabenachprüfung erwarten die Kam-

mern heute von Ihnen bzw. vom Architekten, dass 
er das Auswahl- und Prüfungsverfahren sauber 
schriftlich doku mentiert hat. Das heißt, der Archi-
tekt muss alle die Punkte, die Ihnen vermutlich 
satt sam bekannt sind, Eignung der Bieter, Fach-
kunde, Leistungsfähigkeit, Zuverlässig keit, aus-
reichende technische Mittel dokumentiert und 
geprüft haben. Und wenn, meine sehr geehrten 
Kolleginnen und Kollegen, Sie diesen Nachweis 
nicht lückenlos mit Dokumenten führen können, 
werden Sie zwar die Ausschreibung nicht aufhe-
ben, aber wiederholen müssen. Einfach so ver-
geben, geht nicht mehr. Also, bitte sauber doku-
mentieren. 

Dritter Brennpunkt:
Die öffentliche Ausschreibung beginnt mit den 

Vorbemerkungen. Eine Analyse der Rechtsspre-
chung offenbart, dass nicht nur Architekten, son-
dern zunehmend auch die öffentliche Hand über 
keine adäquaten Vorbemerkungen verfügen, 
weil sie die Änderungen, die sich im Ausschrei-
bungs- und Vergaberecht in den letzten Jahren 
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ergaben, nicht eingearbeitet haben. Sie legen 
damit den Grundstein für Missver ständnisse, 
Streitigkeiten und erhöhte Projektkosten. Ihre 
Vorbemerkungen müssen zurzeit mindestens 
alle zwei Jahre von einem erfahrenen Anwalt 
und Bausachver ständigen überprüft werden. 

Sogenannte Mustervorbemerkungen bieten 
keine Rechtssicherheit. 

Änderungen der VOB-Vorschriften
Sie haben hoffentlich inzwischen die Ände-

rungen der VOB 2002 in Ihre Ausschrei bungstexte 
eingearbeitet. Es sind nicht viele Änderungen. 
Lassen Sie mich ein paar wichtige sagen: 

1.  Sie können unter gewissen Vorausset-
zungen, damit Ihr Bauvorhaben nicht 
unter brochen wird, an die Gläubiger Ihres 
Subunternehmers zahlen. Lesen Sie dazu 
den § 16 Nr. 6 der VOB/B 2002.

2.  Sie dürfen keine Bürgschaft auf erstes 
Anfordern ver langen. Dazu müssen Sie 
den § 17 Nr. 4 VOB/B 2002 lesen.

3.  Die Verjährungsfristen – das ist eigentlich 
gut für Sie – verlängern sich nach § 13 
Ziff. 4 VOB/B in der Regel von bisher zwei 
Jahre auf vier Jahre. Für elektro technische 
und elektronische Anlagen von bisher 
sechs Monate auf zwei Jahre. 

Gerade bei der Frage der Gewährleistungs-
fristen haben sich in den letzten 12 Monaten ein 
paar Schwachstellen ans Tageslicht gekommen, 
die Sie wissen müs sen. 

Sie haben, wie gesagt, erfreulicherweise jetzt 
statt einer Regelgewährleistungsfrist von zwei 
Jahren von vier Jahren nach VOB. Ihr Architekt 
haftet grundsätzlich fünf Jahre. Jetzt ist es einer-
seits fair gegenüber dem Architekten, ihn nicht 
zwischen alle Stühle zu setzen und andererseits 
erhöht es Ihre Sicherheit, wenn am Bau wirklich 
etwas passiert, wenn Sie die Gewährleistungs-
frist der Unternehmer von vier auf fünf Jahre ver-

längern. Das ist jederzeit mit einer individuellen 
Vereinbarung möglich. 

VOB: Noch drei Highlights
Nehmen Sie an, Sie haben ein Projekt abge-

schlossen. Es gibt ein Gewerk, bei dem ist kein 
Mangel innerhalb der letzten zwei Jahre entstan-
den. Aufgrund der neuen Vorschriften kann Herr 
Meier jetzt seine Bürgschaft zurückfordern (§ 17 
Ziff. 8 VOB/B). Sie müssen sie ihm zurückge-
ben. 

Nach zwei Jahren plus einem Tag gibt es ei-
nen Mangel und nach zwei Jahren plus drei Ta-
gen geht Herr Meier in Konkurs. Pech gehabt. 

Merken Sie sich von vornherein, dass in Ih-
ren Vorbemerkungen in der Ausschrei bung be-
reits drinstehen muss, dass Sie eine Bürgschaft 
fordern für die gesamte Dauer der Gewährleis-
tungsfrist, also nicht nur für zwei Jahre, sondern 
für vier oder besser noch gesagt fünf Jahre. Das 
ist nach dem Wortlaut der VOB/B möglich. 

Mit dem schwierigen Thema Gewährleistungs-
fristen möchte ich mich nicht befassen. Ich darf 
Ihnen aber sagen, Sie sollten dann, wenn es um 
dieses Thema und wenn es um Verjährung geht, 
sich von einem erfahrenen Anwalt beraten las-
sen. Hier sind im Moment noch sehr viele Dinge 
juristisch ungeklärt, was damit zusammenhängt, 
dass zunehmend, gleich welche Regierung „am 
Ruder ist“, die deutschen Gesetze schlampig ge-
macht werden. Etwa 50 % aller dieser Gesetze 
müssen im Nachhinein noch einmal geändert 
werden. 

Spekulative Preisangaben
Selten ist in der letzten Zeit so viel geschrie-

ben und prozessiert worden, wie über das The-
ma spekulative Preisangaben, also der Kubikme-
ter Beton für einen Euro. 

Lange war die Tendenz Angebote mit dieser 
Preisangabe aus dem Vergabeverfah ren aus-
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zuschließen. Inzwischen rudert die Rechtsspre-
chung wieder zurück mit dem Argument, dass 
die Gesamtleistungen und nicht die einzelne Po-
sition beachtet wer den muss. 

Trotzdem, sollten Sie die Angebote auf dem 
Tisch haben, müssen Sie sich genau damit be-
fassen und die dazugehörige Rechtssprechung 
lesen. Das erspart Ihnen im Nachhinein in vielen 
Fällen den Weg vor die Vergabekammer. 

5  Public Private Partnership 
– Wirtschaftlich Planen, Bauen, 

Finan zieren und Betreiben ? 
Möglichkeiten und Grenzen

Wie bereits am Anfang beschrieben, gibt es 
im Prinzip zwei Möglichkeiten Projekte mit kom-
munaler Beteiligung errichten zu lassen. 

Einmal der klassische Weg der konventio-
nellen Eigenrealisierung, d.h. die Kommune plant 
und baut selbst, schreibt in Einzelgewerken aus 
und fi nanziert das Vorhaben über Eigenmittel, 
Kommunalkredit oder, soweit sie erfreulicherwei-

se noch über staat liche Förderungen verfügen, 
mit den entsprechenden Zuschussmitteln. 

Die zweite Variante ist ein PPP-Verfahren, das 
heißt die Realisierung öffentlicher Projekte durch 
einen privaten Partner. Der auf den privaten 
Partner übertragene Leistungsumfang kann sich 
von Planung, Bau und Finanzierung bis hin zum 
langfris tigen Betrieb und eventuell auch der Ver-
wertung der Immobilie erstrecken. Seit 2005 gibt 
es ein Gesetz zur Beschleunigung der Umset-
zung der öffentlich-privaten Part nerschaften und 
zur Verbesserung der gesetzlichen Rahmenbe-
dingungen, kurz ÖPP-Beschleunigungsgesetz 

genannt. Mit dem PPP-Ver-
einfachungsgesetz wird in 
Kürze ein weiterer Schritt des 
Gesetzgebers umgesetzt, um 
zusätzliche Anreize für solche 
Partnerschaften zu schaffen. 

kplan®AG hat sich auf dem 
PPP-Sektor in der Bundesre-
publik in den letzten Jahren 
zum führenden Spezialisten 
entwickelt. 50 % der Projekte, 
die kplan®AG zur Zeit bear-
beitet, werden als PPP-Ver-
fahren abgewickelt. Von der 
Feuerwache in Bran denburg 
über die Schulen und Sport-
hallen des Landkreises Offen-
bach, Verwal tungsgebäuden, 
Sport- und Veranstaltungshal-

len in Bayern, Feuerwachen in Bocholt, Lünen, 
Hanau und anderen Städten, mehreren Schul- 
und Freizeitbädern, kplan®AG hat in allen Fällen 
das Konzept für ein PPP-Verfahren entwickelt, 
aus geschrieben, vergeben und technisch, wirt-
schaftlich und juristisch begleitet. 

Das deutschlandweit als Erdinger Modell be-
kannte Konzept wurde ebenfalls von kplan®AG 
als bayerisches Modellprojekt entwickelt und gilt 
vor allem für kleinere und mittlere Infrastruktur-
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vorhaben als Vorbild, weil es ein schlankes und 
somit kosten günstiges Modell darstellt. 

Public Private Partnership, 
Grundsätzliche Merkmale

Unter Public Private Partnership versteht man 
ein partnerschaftliches Zusammenwir ken zwi-
schen Kommunen und Privaten zur Errichtung, 
Finanzierung und zum Unter halt öffentlicher Pro-
jekte aus einer Hand. Das heißt also genauer ge-
sagt, dass die Zusammenarbeit bei öffentlichen 
Projekten mit Privaten auf drei Säulen ruht:

1. Die Entwicklungssäule
  Das Projekt wird zunächst so entwickelt, 

dass es für den Bau und den Unterhalt 
durch den Privaten tauglich ist. 

  Was heißt das? Das heißt z. B., dass Sie, 
wenn überhaupt, Ihre Planungsauf träge 
sehr kurz halten müssen und nicht dem 
Kollegen Architekten und Ingeni eur einen 
Auftrag für die Leistungsphase 1 8 über-
geben. Dann hat der Private näm lich kei-
ne Einwirkungs- und Optimierungsmög-
lichkeit mehr. 

Ich komme darauf noch zu sprechen. 

2. Die Finanzierungssäule
  Das heißt, das Projekt wird so aufgestellt, 

dass es durch einen Privaten fi nanzie-
rungsfähig ist. Hier müssen vor allem auch 
die Risikoverteilungsstruktu ren sowie auf 
die allgemeinen auf dem Markt erziel-
baren Finanzierungskonditi onen beachtet 
werden. In diesem Zusammenhang ha-
ben sich seit einiger Zeit zwei Lager her-
ausgebildet. Die eine Seite ist Verfechter 
der sogenannten Pro jektfi nanzierung, die 
gänzlich ohne kommunale Sicherheiten 
auskommen muss und die deshalb deut-
lich teurer als der Kommunalkredit ist. 
Eine zweite Gruppe favorisiert sogenann-
te Forfaitierungsmodelle, bei der Kommu-
nen Sicherheiten zum Beispiel in Form 

von Einredeverzichtserklärungen abge-
ben und somit kommunalkreditähnliche 
Konditionen gewählt werden können. So-
wohl aus der Sicht des Mittelstandes als 
auch im Hinblick auf kleinere und mittlere 
Bauvor haben wird in Zukunft weiterhin 
auf die sogenannten Forfaitierungsmodel-
le ab zustellen sein. Projektfi nanzierungen 
werden sich bei größeren Projekten mit 
entsprechender Risikostruktur durchset-
zen. 

3. Unterhaltssäule
  Diese Säule ist der Kerngedanke des PPP-

Ansatzes, denn der Fokus der gesam ten 
Projektentwicklung soll auf der Minimie-
rung der Gesamtlebenszyk luskosten lie-
gen. Das heißt, dass der private Partner 
sein gesamtes Know-How ausschöpft 
um das Bauvorhaben so zu planen und 
zu konzipieren, dass es ein optimales 
Kostennutzenverhältnis zwischen Inves-
titions- und Folgekosten auf weist. Dazu 
muss er auch die Verantwortung für den 
langfristigen Betrieb über tragen bekom-
men. 

Die in der Vergangenheit bisher in der Bun-
desrepublik praktizierten PPP-Modelle beinhal-
ten in klassischer Form meistens nur den Teil 
1, nämlich die Entwicklung, den Bau und die 
Finanzierung durch einen privaten Partner. Der 
Unterhalt war weit gehend ausgeklammert. Das 
lag und liegt teilweise noch an Unsicherheiten 
beim Verfahren und an der fehlenden Praxis. Es 
liegt aber auch nach wie vor am unbe gründeten 
Widerstand der öffentlichen Verwaltung. Die be-
fürchtet nämlich, dass mit der Herausgabe des 
Unterhalts öffentlicher Projekte an den Privaten 
der eigene Arbeitsplatz gefährdet und über kurz 
oder lang wegrationalisiert wird. 

Schließlich spielt es auch eine Rolle, dass es 
zwar viele öffentliche Projekte gibt, die sich für 
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ein PPP-Verfahren eignen, aber mangels ausrei-
chender Projektgröße nicht für den Unterhalt. 

Denken Sie an die kleine Gemeinde im Bay-
erischen Wald, die ihre Grund- und Hauptschule 
über einen privaten Partner realisieren möchte, 
Volumen etwa 5 Mio. €, und jetzt soll sie auch 
komplizierte Ausschreibungsunterlagen und Ver-
träge erstellen, die Beratungshonorare verschlin-
gen, wo man doch alles wie bisher machen könnte 
und das am liebsten auch relativ preisgünstig vor 
Ort abzuwickeln gedenkt. Also, die sen Punkt 
muss man sich immer genau anschauen. 

Nachteile des PPP-Verfahrens 
Als ein wesentlicher Nachteil wird empfun-

den, dass man das gewünschte Projekt frühzei-
tig und relativ abstrakt defi nieren muss. Bei den 
PPP-Modellen der zweiten Generation, d.h. bei 
Modellen, die auch von privaten Partnern gep-
lant werden, hat man viel weniger Einfl uss auf 
die konkrete Planung und Ausgestaltung als das 
bei konventionellen Projekten der Fall ist. Außer-
dem ist nach der Festlegung der funktio nalen 
Beschreibung der Zug in der Regel abgefahren, 
so dass sich zum Beispiel der Sportverein im 
laufenden Verfahren nicht noch schnell etwas 
Neues einfallen lassen kann, ohne dass dann 
dafür zusätzliche Kosten vom Vertragspartner 
angemeldet werden. Diese Tatsache wird übri-
gens von manchen Kommunen als Vorteil gese-
hen, was es im Einzelfall durch den frühzeitigen 
„Redaktionsschluss“ auch ist, weil da durch eine 
höhere Kostensicherheit gegeben ist. 

Obwohl sich Deutschland bereits im vierten 
Jahr der PPP-Ära befi ndet, ist die Kennt nis 
dieses Verfahrens, insbesondere in Baden-Würt-
temberg, Rheinland-Pfalz, Bran den burg und Me-
cklenburg-Vorpommern bei den Behörden noch 
marginal, das heißt, auf einige wenige 

Pilotprojekte beschränkt, die auch noch auf kei-
ne langfristige Betriebserfahrung zu rückblicken 
können. Obwohl mittlerweile sehr viele Veranstal-

tungen und Schulungen zum Thema stattgefun-
den haben, tun sich gerade die Mittelbehörden 
sehr schwer, weil es an Praxiserfahrung fehlt. Vor 
allem aber die sind in erster Linie Ansprechpart-
ner der Kommunen was die Genehmigungsver-
fahren betrifft. 

Nach wie vor gibt es auch bei den Anbietern, 
insbesondere den mittelständischen Baufi rmen, 
viele Berührungsängste und auch bereits erste 
schlechte Erfahrungen. 

Die Angebotsverfahren sind mit einem sehr 
hohen Kostenaufwand verbunden, da die Erstel-
lung eines PPP-Angebotes einen hohen Aufwand 
für Planungs- und Kalkulati onsleistungen erfor-
dert. Größere Konzerne stecken so etwas leich-
ter weg und haben daher einen entsprechenden 
Wettbewerbsvorteil. Auch ist es für Mittelständler 
deut lich schwerer eine entsprechende Finanzie-

rung für so ein Projekt zu stemmen bzw. gene-
rell Referenzen für Projekte ab einer bestimmten 
Größenordnung vorweisen zu können. Ausweg 
kann die Bildung einer Arbeitsgemeinschaft sein. 
Von Seiten der Kommune empfi ehlt es sich die 
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Risikostrukturen mittelstandsfreundlich zu ge-
stalten und die Erwartungshaltung gegenüber 
dem privaten Partner nicht zu hoch zu ste cken. 

Auch bei den Finanzierungspartnern, sprich 
den Bankinstituten besteht noch ein er heblicher 
Nachholbedarf. Viele Hausbanken von mittel-
ständischen Firmen haben wenig Erfahrung und 
zeigen sich reserviert gegenüber 

PPP-Finanzierungen. 

Vorteile des PPP-Verfahrens
Wie bereits erwähnt, liegt der Hauptvorteil dar-

in, dass ein Projekt nicht nur im Hin blick auf die 
Baukosten entwickelt und kalkuliert wird, sondern 
dass die Gesamt lebenszykluskosten auf den 
Tisch gelegt werden müssen. Dies führt dazu, 
dass bei der Angebotslegung nicht nur Planer 
und Bauleute das Projekt konzipieren, sondern 
dass auch Facility-Manager und potentielle Nut-
zer eingebunden werden um ein bestmögliches 
Kosten-/Nutzenverhältnis zu erzielen. Es zählt 
nicht unbedingt das Motto „billig gebaut ist güns-
tig“, sondern welches Planungs- und Material-
konzept führt zu geringen Folgekosten und wel-
che Investition amortisiert sich dadurch mög lichst 
schnell. Für die Kommune oder den Sportverein 
ergibt sich ein daraus eben falls entscheidender 
Vorteil, denn er hat nicht nur die Baukosten, son-
dern mit An gebotsabgabe bereits die Gesamtle-
benszykluskosten auf dem Tisch und kann somit 
objektiv vergleichen, welches Angebot das wirt-
schaftlich wirklich günstigere ist. Die ser Aspekt 
ist vor allem deshalb wichtig, weil die Betriebs-
kosten über den gesamten Lebenszyklus eines 
Projekts etwa 70 bis 80 % der Gesamtkosten 
ausmachen. Ganz besonders deutlich wird das 
im Energiebereich. Durch eine energieeffi ziente 
Kon zeption kann viel Geld gespart werden. 

Günstige Baupreise,
weil der Private fl exibel ist. Nicht nur über die 

Task Force des Bundes, sondern auch aus in-

zwischen 10 eigenen Projekten der vergangenen 
vier Jahre können wir berichten, dass der Vorteil 
des PPP-Verfahrens im Ver-gleich zur konven-
tionellen Realisierung (Einzelgewerksausschrei-
bungen), schon bei den Investitionskosten zwi-
schen 10 und 20 % liegt. Er ist bei Planung und 
Bau nicht an die gleichen rechtlichen und verwal-
tungs-technischen Restriktionen gebunden und 
kann somit schneller und fl exibler agieren. Ge-
rade bei speziellen Hochbauprojekten (Freizeit-
bäder, Feuer wachen und auch Sportinfrastruk-
tur) gibt es Unternehmen, die sich hier über viele 
Jahre gutes Know How angeeignet haben und 
somit diesen sogenannten Serien effekt nutzen 
um günstiger und wirtschaftlicher zu bauen. 

Schnelligkeit
Ein Privater entscheidet schneller. Wenn der 

Unternehmer ausfällt, dann kann er sich den 
nächsten holen und muss nicht lange neue Ver-
gabeverfahren durchfüh ren. Und das steht in-
zwischen eindeutig fest, es ist nur ein Ausschrei-
bungsverfahren durchzuführen. 

Der Unternehmer baut schneller. Er bekommt 
nämlich, Sie werden das später sehen, den ersten 
Cent in seine Kasse, wenn das Projekt überge-
ben ist. Also muss er das Projekt zwischenfi nan-
zieren. Das ist teuer. Auch für den Unternehmer 
ist Zeit Geld. 

Qualität
Der Unternehmer wird gut bauen, denn das 

Risiko, dass ihm zum Schluss das Pro jekt nicht 
abgenommen wird, weil es erhebliche Baufeh-
ler hat und die Qualität nicht eingehalten wird, ist 
groß. Und wenn er selbst nicht aufpasst, dann 
wird die Bank, die ja mit ihm „im Boot“ sitzt, ihm 
schon die Daumenschrauben anziehen. Der 
wesentli che Punkt ist aber, dass er für den Un-
terhalt selbst verantwortlich ist und sich somit 
während der Betriebsphase schlechte Qualität 
rächen wird. 
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Festpreis 
Der Unternehmer sitzt im Festpreisbunker, 

keinen Cent mehr. Dafür sorgen nicht nur Sie als 
Bauherr, sondern auch die Bank, die nicht mehr 
fi nanziert, als was im Kredit rahmen laut Vertrag 
vorgesehen ist. 

Risiko
Das Risiko einer Insolvenz – 

und wem erzähle ich das – liegt 
nicht bei Ihnen als Kommune, 
sondern beim Unternehmer. Das 
heißt, dass die Unternehmer, die 
letzt lich bei Ihnen zusammen mit 
der Bank anbieten, nicht nur durch 
Ihre Prüfung gehen, also, ob der 
Unternehmer gut oder schlecht 
ist, sondern der Unternehmer, 
der bei Ihnen anbietet, geht vor 
allem durch das screaning sei-
ner Bank. Und die denkt auch 
nicht im Entferntesten daran, mit 
einem Zeitgenossen anzubieten, 
der auf wackligen Beinen steht. 
Ergo, beim PPP-Verfahren ha-
ben Sie die Crème de la Crème 
der deut schen Unternehmer. Un-
ter dem Strich heißt das natürlich für Sie, dass 
Sie bei einer PPP-Ausschreibung keine 100 und 
200 Anbieter haben, sondern vielleicht nur 15 bis 
20. 

Effi zienzvorteile
Stimmt das wirklich?

Und wenn Sie jetzt als Kämmerer oder als Lei-
ter des Gebäudemanagements mit Ihren Politi-
kern darüber streiten, dass nämlich dann, wenn 
ein Privater Ihnen das Gebäude baut, die Kosten 
nur deswegen niedriger sind, weil die Qualität 
und sonst irgendetwas nicht stimmt, dem darf ich 
jetzt ein Chart aus dem PPP-Gutachten des Bun-
desbauministeriums zeigen. Aus diesem Chart 

ergibt sich ganz klar, wo die Effi  zienzvorteile bei 
der Übernahme kommunaler Bauten durch einen 
Privaten liegen und wo auch besonders im wich-
tigen Teil des Bauunterhalts im Besonderen ein-
gegangen wird. 

Besondere Merkmale der einzelnen PPP-
Modelle

Die PPP-Modelle lassen sich grundsätzlich in 
drei verschiedenen Kategorien unter teilen. 

Es beginnt mit dem Mietmodell. Das heißt, 
der Private hat sowohl das zivilrechtliche als 
auch das wirtschaftliche Eigentum. Er fungiert 
als Vermieter. Die Kommune hat in der Regel 
die Möglichkeit, das Gebäude nach Ablauf der 
Mietzeit zu erwerben. 

Beim Mietkaufprojekt hingegen steht der 
Eigentumsübergang an den Mieter von Anfang 
an fest. Meistens fi ndet überhaupt kein Eigen-
tumsübergang statt. Das wirt schaftliche Eigen-
tum liegt bei diesen Modellen in der Regel von 
Anfang an beim Mieter, oder er erwirbt mit der 
letzten Mietrate das Eigentum. Wie bereits oben 
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er wähnt, sind die klassischen Mietkauf- oder Fi-
nanzierungsmietobjekte ohne anschlie ßenden 
Gebäudeunterhalt, was eigentlich dem PPP-Ge-
danken widerspricht. 

Deswegen gibt es die dritte und eigentlich er-
wünschte und sicher sich in Deutschland durch-
setzende Variante des PPP-Modells als Lebens-

zyklusmodell. Das heißt also, 
ein Privater baut für die Kom-
mune, fi nanziert und unterhält 
das Projekt. 

Das Mietmodell
Das Idealmodell ist natür-

lich das Mietmodell. Was heißt 
das? 

Die Stadt muss ein neu-
es Sportzentrum bauen, das 
weitgehend durch Schulen 
und Vereine genutzt wird. Sie 
hat aber kein Geld. Ein Priva-
ter kommt und sagt, ich baue 
und vermiete es Dir. Traum-
haft und schön, aber spätes-
tens dann, wenn der Private 

zur Bank geht und sagt, er möchte ein Sportzent-
rum bauen, wird die Bank sich mit ihm Gedanken 
über die Finanzierung dieser Sportanlage ma-

chen und dann kann und darf er, 
wenn es ein echtes Mietmodell 
ist, nur einen Mietvertrag vorle-
gen, der maximal zwischen sie-
ben und zehn Jahren läuft, sonst 
sehen die Aufsichtsbehörden 
einschließlich des Finanzamtes 
in dieser Geschichte kein Miet-
modell, sondern ein Mietkaufmo-
dell, bei dem das wirtschaftliche 
Eigentum eigentlich von vornher-
ein bei der Kommune ist mit der 
Folge, dass es keine Abschrei-
bungsmöglichkeiten gibt. Damit 
ist es für den Investor uninteres-
sant. Schlimmer noch, in allen 
Fällen, in denen es Zuschüsse 
gibt, wird es diesen Zuschuss 
nicht geben, denn Zuschüsse an 

Kom munen können nicht an private Grundstück-
seigentümer weitergegeben werden. 
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Aber selbst, wenn Herr Meier nur einen Miet-
vertrag von sieben Jahren hat, dann hat die Bank 
sehr schnell ausgerechnet, dass das für die Fi-
nanzierung nicht reicht. Ende vom Lied, Miet-
modelle durch Private funktionieren im kommu-
nalen Bereich in den allerseltensten Fällen vor 
allem dann, wenn die Sozialkomponente Schule, 
Sport, Vereine, eine große Rolle spielt, die keine 
kostendeckenden Eintrittspreise zulassen. 

Mietkaufmodell ohne Lebenszyklusansatz

Lassen Sie uns also gleich zum soge-
nannten Mietkaufmodell in der Form des Nut-
zungsüberlassungsmodells übergehen.

Die wichtigsten Merkmale des Nutzungsüber-
lassungsmodells sind: 

-  Nutzungsüberlassungsvertrag mit Bau-
verpfl ichtung zwischen Vermieter und 
Kommune.

-  Zivilrechtliches und wirtschaftliches Ei-
gentum liegt bei der Kommune.

-  Objektgesellschaft schließt Bau-/Werk-
vertrag mit einem Generalunternehmer.

-  Objektgesellschaft übernimmt Bauherren-
aufgaben, Projektmanagement und trägt 
Bauherrenrisiken während der Bauzeit. 
Verpfl ichtung zur Einhaltung des Pau-
schalpreises und des Fertigstellungster-
mins.

-  Eventuelle Fördermittel können eingebun-
den werden. 

-  Objektgesellschaft refi nanziert sich durch 
eine Bank, über die auch die zins günstigen 
Finanzierungsmittel (KfW) bereitgestellt 
werden. 

-  Verkauf der Mietforderungen an die fi nan-
zierende Bank (Forfaitierung), um Kom-
munalkreditkonditionen zu erhalten. 

- Es fällt keine Grunderwerbssteuer an.

-  Es entstehen keine Transaktionskosten 
(z. B. Notargebühren) für das Grund stück, 
da der Nutzungsüberlassungsvertrag kei-
nen Formvorschriften unterliegt. 

-  Einbindung von Fördermitteln. 

Lebenszyklusmodell
Stellen Sie sich vor, dass der Investor Ihnen 

die komplette Schule zu Füßen legt und Sie sich 
jetzt nicht überlegen müssen, wie Sie die Schu-
le weiter managen mit Aus nahme, dass Sie dort 
Lehrer und Schüler hineinstecken, Stundenpläne 
und ähnliche Dinge machen. Der private Partner 
sagt, jetzt hast du keinerlei Sorgen mit deiner 
Schule, denn ich übernehme für dich auch die 
nächsten 15,20 Jahre alles das, was mit dem 
Betrieb und der Schule zu tun hat. Unter Fach-
leuten wird das unter folgen den Stichworten ge-
handelt: 

1.  Technisches Gebäudemanagement Bei-
spiel Energiemanagement

2.  Infrastrukturelles Gebäudemanagement 
Beispiel Reinigungs- und Pfl ege dienste, 
Sicherheitsdienste, Winterdienste

3.  Kaufmännisches Gebäudemanagement 
z. B. Objektbuchhaltung, Beschaf fungs-
management, In diesem Fall sprechen wir 
von einem Lebenszyklus-PPP-Pro jekt, 
die anspruchsvollste, aber auch die effi -
zienteste Form des Immobilien handlings 
durch Private. 

Contracting
Unter dem Stichwort Contracting wird ein 

viertes Modell immer wieder angesprochen, 
das eigentlich nichts anderes ist, als ein kleiner 
Ausschnitt des Lebenszyklusmodells, indem Sie 
nämlich das Energiemanagement an einen ex-
ternen Investor hinaus geben. Das sieht dann so 
aus: 
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Kommune baut ein großes Sportzentrum, es 
könnte ein Bad sein, eine Sporthalle, was auch 
immer. Der gesamte Energiebereich Heizung, 
besser gesagt, Wärme und Strom, werden in 
einer Kopplung von Anlage und Erzeugung aus 
den Errichtungs kosten herausgenommen. Dafür 
gibt es einen oder zwei Contractoren, die Ihnen 
die Anlage einbauen. Sie vereinbaren mit ihm 
lediglich einen Preis für die Energieliefe rung. In 
diesem Preis ist in der Regel Investition, Amorti-
sation und Verzinsung der Anlage enthalten. 

Sie werden sagen, das ist sehr viel teurer, als 
wenn ich konventionell ausschreibe. Die Erfah-
rung lehrt uns besseres! Derzeit ist der Kampf 
der Energieversorger um langfristige Energielie-
ferungsverträge groß. Und wenn Sie die Angele-
genheit im Wettbewerb ausschreiben und dann 
mit den normalen Bedingungen vergleichen, die 
Sie sonst bekämen, kommen Sie oft zu dem Er-
gebnis, dass das Contracting preis günstiger ist, 
als die Anlage selbst zu bauen und die Energie-
lieferung auszuschrei ben. 

Das gilt vor allem für die besondere Varian-
te des Holzhackschnitzelheizkraftwerkes, weil 
dieses immer noch öffentlich bis zu 30 % in den 
Investitionskosten gefördert wird. 

Wichtige Parameter der PPP-Modelle, 
ÖPP-Gesetz 

„Ohne Moos nichts los“ 
Ihnen allen muss klar sein, dass, gleich wie das 

Projekt fi nanziert wird, ausreichend Haushalts-
mittel, wenn schon nicht im Verwaltungshaus-
halt, so doch langfristig im Vermögenshaushalt 
vorhanden sein müssen, um mögliche Zins- oder 
Mietzahlungen zu bedienen.

Mit anderen Worten, wenn Ihnen die Aufsichts-
behörde bescheinigt, dass Ihnen für das Projekt 
die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit fehlt, dann 
hilft Ihnen auch ein PPP-Projekt nichts. Auch der 
externe Investor will, wenn auch nicht auf einmal, 

doch nach und nach Geld von der Kommune, 
das sie erst haben muss und deren Beschaffung 
sich im Rahmen ihrer wirtschaftlichen Leistungs-
fähigkeit ergibt. 

Plausibilitätsprüfung
Die Gesetze über die kommunale Finanzie-

rung der meisten Bundesländer schreiben vor, 
dass die Investition und der Betrieb eines kom-
munalen Projektes durch Dritte nur dann möglich 
ist, wenn dieser mindestens ebenso wirtschaft-
lich arbeitet, als wenn die Kommune selbst baut, 
über Kommunalkredit fi nanziert und unterhält. 
Die Legitimation für PPP-Projekte ist der Nach-
weis ihrer Wirtschaftlichkeit. 

Bevor also mit der Realisierung einer Sport-
halle begonnen werden kann, muss zu nächst je 
nach PPP-Modell ein Wirtschaftlichkeitsvergleich 
gemacht werden, der entweder nachweist, dass 
Sie – so beim Invest-PPP – mit Hilfe eines exter-
nen In vestors die Schule preisgünstiger bauen 
können, oder beim Lebenszyklusmodell, dass 
der Private plausibel auch Ihre Schule preisgüns-
tiger unterhalten kann. Dieser Nachweis soll von 
einem externen und unabhängigen Berater er-
bracht werden. 

Solange es sich um den Nachweis der ex-
ternen privaten Finanzierung im Vergleich zum 
Kommunalkredit handelt, ist dieser relativ leicht 
zu führen. 

Erhebliche Schwierigkeiten bereitet der Nach-
weis, dass die Schule vom Privaten auch güns-
tiger betrieben und unterhalten werden kann als 
durch die Kommune. Das Problem liegt dabei 
nicht darin, festzustellen, wie hoch die Kosten 
des Betriebs der Schule durch den Privaten sind, 
sondern dass die entsprechenden Daten in den 
ein zelnen Städten und Gemeinden in den sel-
tensten Fällen voll umfänglich vorliegen, so dass 
sehr viel mit Wahrscheinlichkeitsberechnungen 
und Annahmen gearbeitet wer den muss und ein 
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tragfähiger Vergleich, wer nun eigentlich günsti-
ger unterhält, schwer zu führen ist. 

Genehmigungspfl icht
Wie bereits oben kurz erwähnt, müssen Sie 

sich Ihr PPP-Modell, sei es als Investo renmodell 
oder als Lebenszyklusmodell angelegt, von der 
Aufsichtsbehörde geneh migen lassen. Geneh-
migt wird das Ganze nur dann, wenn der Private 
das „Geschäft“ günstiger erledigt als die Kom-
mune. Über die Schwierigkeiten im Bereich des 
Lebenszyklusverfahrens haben wir bereits ge-
sprochen. Insbesondere in den süd deutschen 
Städten wird gerade das Lebenszyklusmodell 
zum Hebel genommen, um PPP-Modelle zum 
Scheitern zu bringen. Die Motivation dafür ist 
vielschichtig. Da sind Architekten, die um ihre 
Arbeit fürchten, da wird darüber gesprochen, 
dass das Lebenszyklusmodell ganze Bauverwal-
tungen überfl üssig macht, oftmals ist es auch nur 
die Angst, die aus Unwissen geboren wird. 

Im Umkehrschluss für Sie heißt das, wenn Sie 
sich zu einem Invest-PPP-Modell und noch viel 
mehr, wenn Sie sich für ein Lebenszyklusmodell 
entscheiden, brau chen Sie einen guten Projekt-
begleiter, der die Dinge für Sie so aufbereitet und 
so hartnäckig bei der Aufsichtsbehörde durch-
setzt, dass Sie auch die Genehmigung für ein 
PPP-Verfahren bekommen. 

Öffentliche Zuschüsse an den Privaten. 
Geht das?

Jede Stadt und ihre Vereine sind, das haben 
wir bereits oben gehört, zur sparsamen Haus-
haltsführung verpfl ichtet. Sie müssen also alle 
Möglichkeiten staatlicher Zu schüsse und Zuwen-
dungen nutzen. Zuschuss heißt, dass der Staat 
zu den Eigen mitteln der Kommune für ein Pro-
jekt weiteres Geld dazugibt. So lautet die Defi ni-
tion. Was aber ist, wenn die Kommune gar nicht 
das Geld zur Verfügung hat, sondern ein Dritter 
für die Kommune baut. Für viele Bundesländer 
– dahinter stecken natürlich die Finanzminister 

– war damit in der Vergangenheit der Zuwen-
dungsfall nicht gegeben. Nach und nach wird 
diese Haltung allerdings aufgegeben und selbst 
der Freistaat Bayern, der PPP-Verfahren beson-
ders feindlich gegenübersteht, hat jetzt in einem 
konkreten Fall in enger Abstimmung mit dem Fi-
nanz- und dem Innenministerium einem solchen 
Finanzierungsmodell nicht nur auf dem Papier, 
denn da bestand bereits seit längerem die Mög-
lichkeit, sondern auch in der Praxis zugestimmt. 
Vor aussetzung ist allerdings, dass gewisse Vor-
sichtsmaßnahmen und Richtlinien ein gehalten 
werden. 

Grunderwerbssteuer
Sehr lange war das Grundstück, auf dem Sie 

Ihre Sporthalle durch einen privaten Investor bau-
en lassen, ein spannendes steuerliches Thema. 
Wenn der Investor, und sei es nur im Erbbau-
recht erwirbt, war Grunderwerbssteuer fällig und 
wenn er es Ihnen hinterher zurückübereignet, 
war ebenfalls Grunderwerbssteuer fällig. 

Das ÖPP-Gesetz hat dieser Diskussion ein 
Ende gesetzt. Grunderwerbssteuer fällt immer 
dann, wenn ein Privater für die öffentliche Hand 
etwas baut und er dieses Grundstück an die öf-
fentliche Hand wieder zurückübereignet, nicht 
mehr an. 

PPP-Ausschreibungen rechtssicher
Wenn Sie jetzt, meine Damen und Herren, so-

weit klar sind, dass Sie nicht nur die Investition, 
sondern sogar den Betrieb durch den Privaten 
ausschreiben können, er gibt sich die Frage, wie 
schreibe ich denn so etwas aus, wie sieht eine 
solche Aus schreibung aus, nach welchen Ver-
fahren geht sie. Um das zu verstehen, müssen 
Sie sich erst einmal die Frage stellen, welche 
Leistungen nehmen Sie überhaupt in An spruch, 
das heißt, welche Leistungen schreiben Sie aus. 
Im Prinzip sind das vier Leistungen:
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1.  Die Finanzdienstleistung, also die Finan-
zierung.

  Das Ausschreibungsverfahren für die Fi-
nanzdienstleistung unterliegt der Verdin-
gungsordnung für Leistungen der VOL. 

2. Die Bauleistung

  Dieses Ausschreibungsverfahren unter-
liegt der VOB, der Verdingungsordnung 
für Bauleistungen und 

3.  Soweit Planungsleistungen zu erbringen 
sind, sind diese nach der VOF, wor über 
bereits ausführlich gesprochen wurde, 
also nach der Verdingungsordnung für 
freiberufl iche Leistungen, zu vergeben. 

4. Baubetrieb und Bauunterhalt

  Dieser Bereich unterliegt im Prinzip der 
Verdingungsordnung für Leistungen, also 
der VOL. 

Ja, meine Damen und Herren, was müssen Sie 
denn jetzt ausschreiben. Ich habe Ihnen berich-
tet, dass der Vorteil des privaten Investors darin 
besteht, dass er nicht den ganzen, entschuldigen 
Sie den bösen Ausdruck, Kram der nationalen 
und sup ranationalen Vorschriften und Richtlinien 
beachten muss. Schlimm ist dabei nur, dass heu-
te noch nicht nur Ihre Berater aus dem Bauamt, 
Anwälte und Wirtschaftsprüfer, die sich neuer-
dings auch mit Vergaberecht beschäftigen, son-
dern sogar manche Vergabestellen behaupten, 
dass sie drei Ausschreibungen in vollem Umfang 
durch zuführen haben. Wenn das so wäre, meine 
Damen und Herren, dann klappen Sie das Buch 
am Besten zu, denn auf diese Art und Weise wird 
das Verfahren mit dem externen Investor nicht 
nur sehr viel teurer, sondern es dauert um 12 bis 
18 Monate länger. 

Aber jetzt die gute Botschaft, Sie müssen 
es nicht, denn längst hat die Rechtsspre chung 
des EUGH, der sich inzwischen auch der BGH 
angeschlossen hat, die so genannte Schwer-

punkttheorie entwickelt. Die Schwerpunkttheo-
rie ist inzwischen auch in das ÖPP-Beschleuni-
gungsgesetz eingefl ossen. Diskussion beendet, 
aus geschrieben wird je nach Projektstruktur nur 
nach einem Verfahren, nämlich nach VOL oder 
VOB. 

ÖPP-Projekte in der Ausschreibung 
Die PPP-Ausschreibung ist nicht mit der klas-

sischen Ausschreibung zu vergleichen, sondern 
variiert ja nach Projektgröße und Projektstruk-
tur. 

Die erste Frage betrifft den Baubereich. 

·  Welche Unterlagen stelle ich dem Bauun-
ternehmer zur Verfügung? 

· Bekommt er fertige Planunterlagen?

· Was sind kalkulationsfähige Unterlagen?

Darüber wird in der Bundesrepublik noch 
gründlich diskutiert. Allerdings driftet die Dis-
kussion derzeit in einen Bereich ab, der für den 
gesamten PPP-Gedanken sehr gefährlich ist. 
Unter dem Einfl uss der großen Aktiengesell-
schaften, der großen An walts- und Wirtschafts-
prüfungsbüros würde man nämlich am liebsten 
dem Unter nehmen überhaupt keine kalkulations-
fähige Planung zur Verfügung stellen, sondern 
ihnen praktisch nur einen Beschrieb und unter 
dem Motto machen: „Ein Stück zu sanierende 
Schule“. 

Das Ende vom Lied ist bereits heute abzuse-
hen. Das „PPP-Geschäft“ wird von den großen 
Aktiengesellschaften und den mit diesen verbun-
denen Kanzleien betrieben. Der Mittelstand hat 
wie leider schon so oft wieder einmal geschlafen 
und ist eigent lich erst in Hessen wohl unter dem 
Eindruck des Wahlkampfes wach geworden. Er 
hat Krach geschlagen. Dieser Krach hat inzwi-
schen auch die PPP-Koordinierungs behörde im 
Bundesbauministerium erreicht. Dort ist man ist 
zwischenzeitlich bereit, auch PPP bei kleinen 
und mittleren Projekten PPP-Ausschreibungen 
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mit entsprechenden kalkulationsfähigen Plan-
unterlagen, je nach Defi nition Vorent wurf oder 
sogar Entwurf zu empfehlen. Interessant ist in 
diesem Zusammenhang, dass die dem PPP-Ver-
fahren absolut abgeneigte Bayerische Oberste 
Baubehörde dringend den sogenannten Funktio-
nalbeschrieb empfi ehlt. Böse Zungen behaupten, 
das tut sie nur deswegen, um das ÖPP-Modell 
zur Freude der bayerischen Archi tekten schnells-
tens ad absurdum zu führen. 

Also, gehen Sie davon aus, erstes Element 
einer PPP-Ausschreibung sind bei klei nen und 
mittleren Projekten und dazugehörende Sport-
projekte kalkulationsfähige vermasste Unterla-
gen. 

Das zweite Element ist eine exakte Bau- und 
Qualitätsbeschreibung, damit der Unternehmer 
weiß, was er Ihnen anbieten kann. Zur Bau- und 
Qualitätsbeschreibung gehört auch die Beschrei-
bung der technischen Leistungen, die man vor 
allem dann, wenn es sich um kleine und mittle-
re Projekte handelt (siehe oben), im Interesse 
eines möglichst guten Wettbewerbs als Einzel-
leistungsverzeichnis mit Massen, die selbstver-
ständlich zu überprüfen sind, ausschreibt. Auch 
das ist klar, sonst muss nämlich der arme Unter-
nehmer sich nicht nur Architekten, sondern auch 
Fachingeni eure holen. Das kostet Geld. 

Und schließlich gehört als drittes Element die 
Beschreibung der Finanzdienstleistun gen zur 
Ausschreibung. Finanzdienstleistungen sind die 
Zwischenfi nanzierung, die Endfi nanzierung, der 
Zinssatz, die Zinsbindungen, die Referenzzinsen 
usw.

Ausschreibung des Betriebs
Beim Lebenszyklusmodell muss dann eine 

sehr professionelle Ausschreibung für den Un-
terhalt zum Betriebsteil gemacht werden. Hier 
sieht es insbesondere in der Bundesrepublik 
schlecht aus. Abgesehen davon, dass diese 
Betriebsausschreibun gen von Kommune zu 

Kommune unterschiedlich sind und teilweise An-
forderungen an das Kalkulationsvermögen der 
Unternehmer stellen, die praktisch nicht zu er-
füllen sind. Ich darf Ihnen dazu ein paar unver-
zichtbare Elemente einer Betriebsausschrei bung 
sagen. 

1.  Genau festgelegter Leistungs- und Pfl ichten-
umfang

2. Festlegung der Standards 

3. Genaue Zielvorgaben

4.  Genaue Angaben über die Betriebsführung 

5. Technik

6.  Umbauten, Umnutzung auf der Basis sau-
berer Bestandsaufnahmen

7.  Eine in allen Einzelheiten aufzuzählende 
Betriebleistung. Dazu gehören auch Fra-
gen der Behandlung von Vandalismus-
schäden, des Energiemanagements, der 
Ver- und Endsorgung (aufpassen: Che-
mie und Sperrmüll), der Transport dienste, 
der Personalübernahme (§ 613 a BGB), 
genaue Defi nition des kauf männischen 
Gebäudemanagements sowie des Flä-
chenmanagements. Unter Flächenma-
nagement wird verstanden, eine höchst-
mögliche Ausnutzung der zur Verfügung 
gestellten Flächen. Also in der Schule fal-
len plötzlich zwei Klassen weg. Wie kön-
nen diese Flächen einer anderen Nutzung 
zugeführt werden? 

Bei der Betriebsausschreibung ist auch ganz 
besonders auf folgende Punkte zu achten: 

1.  Öffnungsklauseln

2.  Festlegung von Schnittstellen und Verant-
wortungs-

3. bereichen zwischen Privat und Stadt

4. Defi nition der Servicelevel 

5. Kontrollen und Selbstüberwachung
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6. Einrichtung einer „Help Desk“

Es muss der Bereich Vergütung und Sankti-
onssystem geklärt werden. Wie sieht es mit der 
Preisanpassung aus? Gibt es Sanktionen bei 
Leistungsstörungen etc.? 

Zu guter Letzt: 
Mit einem hoffentlich erfreulichen Ausschrei-

bungsergebnis in der Hand haben Sie dann 
noch eine letzte Haltestelle, bevor Sie zum Ziel 
kommen. Das ist die Kom munal aufsicht. Der 
müssen Sie nämlich nachweisen, dass das, 
was Sie bereits von Anfang an im Wirtschaft-
lichkeitsvergleich vorgetragen haben, in der Re-
alität ein getreten ist. Das PPP-Verfahren muss 
wirtschaftlicher sein, als die konventionelle Ei-
genrealisierung. Auch diesen Nachweis soll ein 
externer unabhängiger Berater machen. Wirt-
schaftsprüfer sind dafür gut und oft sehr teuer, 
aber auch die Diplom kaufl eute und Betriebswirte 
der kplan®AG beherrschen und betreiben dieses 
„Geschäft“ länger als die Wirtschaftsprüfer und 
können es meistens besser. 

Ja, aber was passiert denn, wenn sich zum 
Schluss herausstellt, dass die konventio nelle Ei-
genrealisierung doch die bessere Lösung ist. 

Meine Damen und Herren, diesen Fall müs-
sen Sie bereits im Vorfeld mit Ihrer VOB-Stelle, 
oder Ihrer Task Force, Koordinierungsstelle, wie 
die PPP-Stellen in den ein zelnen Bundesländern 
heißen, geklärt haben. 

Je nach Geschmack und Einstellung der VOB-
Stellen kann es Ihnen passieren, dass Sie näm-
lich sonst Ihre Ausschreibung aufheben müssen 
nach dem Motto: „Außer Spesen, nichts gewesen“. 

Also hier gibt es, wie es in den neuen Bun-
desländern sehr oft heißt, noch jede Mende 
Beratungsbedarf. Wir sind, meine Damen und 
Herren, mit dem PPP-Modell in Deutschland ge-
rade aus dem “Hafen der Theorie ausgeschifft“ 
und „fahren über stürmische See“, in der es von 

Bedenkenträgern, Interessengruppen, Honorar-
jägern, gerade nur so wimmelt, auf dem Weg 
„zum Festland“ der rechtssicheren Realisie rung. 

Projekte erfolgreich entwickeln, fi nanzieren 
und realisieren

Hanns-Peter Kirchmann, Rechtsanwalt
Vorsitzender des Aufsichtsrates und 
Christian Lanzinger, Diplom-Kaufmann
 Vorstand der  

  Aktiengesellschaft 
für Projektentwicklung und Gesamtplanung

Bahnhofstraße 13

93326 Abensberg
Telefon: 09443/903-288 / Fax: 09443/903-289

Telefon: 09443/921-201 / Fax: 09443/921-180 

E-Mail: hanns-peter.kirchmann@kplan.de

E-Mail: christian.lanzinger@kplan.de 

 web:  www.kplan.de
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Einleitung
Auf der einen Seite verleihen zunehmende 

sportliche Betätigungen der Sportstätte als Ver-
antwortungs- und Gefahrenbereich ein größeres 
Gewicht. Auf der anderen Seite sind die Kassen 
der Gemeinden sowie der Sportvereine, welche 
vielerorts Betreiberpfl ichten übernehmen, leer, 
welches die Frage nach der Haftung zu einem 
aktuellen Thema macht.

Die Betreiberhaftung beruht auf dem Grund-
gedanken, dass derjenige, welcher dem öffent-
lichen Verkehr zugängliche Gefahrenquellen 
eröffnet, davon für Dritte ausgehende typische 
Gefahren in zumutbarer Weise fernhalten muss. 
Hierzu gehören u. a. der Schutz vor Gefahren, 
die mit dem bestimmungsgemäßen Gebrauch 
einhergehen sowie der Schutz vor Gefahren, die 
bei Anwendung zumutbarer Sorgfalt nicht ohne 
weiteres erkannt werden können. Ziel des Vor-
trages ist es, die rechtlichen Pfl ichten und die 
Haftung der Betreiber von Sportstätten darzu-
stellen. Im Vordergrund steht hierbei die Haftung 
im laufenden Betrieb; die Darstellungen der Haf-
tungsfragen bei der Errichtung einer Sportanlage 
bieten Gegenstand für einen gesonderten Vortrag.

1. Betreiberpfl ichten

1.1 Sportstättenhaftung
Im Sport ist eine zivilrechtliche Haftung unter 

verschiedenen Aspekten denkbar. In Betracht 

kommt eine Haftung des Veranstalters eines 
planmäßig durchgeführten sportlichen Wett-
kampfes, der die Verkehrssicherungspfl icht für 
die geschaffene Gefahr innehat. Des Weiteren 
eine Haftung des Trägers (des Eigentümers) 
oder auch des Mieter oder Pächters, welche 
nicht unbedingt an der Eröffnung eines Verkehrs, 
sondern allein an eine Zustandshaftung anknüp-
fen kann sowie eine Haftung des Betreibers, der 
eine dem öffentlichen Verkehr zugängliche Ge-
fahrenquelle eröffnet.

Bevor die einzelnen Betreiberpfl ichten und die 
dahingehende Haftung näher betrachtet wird, ist 
zunächst einzugrenzen, welche Bereiche von ei-
ner Haftung für die Sportanlage und deren Be-
trieb umfasst werden. Dies sind zum einen Un-
fälle in der Sportstätte, sportbetriebsbezogene 
Gefahren (innerhalb oder außerhalb der Sport-
anlage) sowie Unfälle auf Verkehrsfl ächen (z. B. 
Wege oder Parkplätze).

1.2 Betreiber
Die Frage nach dem Betreiber einer Sportan-

lage war vor nicht allzu langer Zeit schnell beant-
wortet, da in der Regel die Gemeinden Träger 
und auch Betreiber der Sportanlagen waren.

Nunmehr haben aber u. a. bedingt durch neue 
Sportarten private Betreiber bei dem Betrieb von 
Sportanlagen an Bedeutung gewonnen. Zudem 
übernehmen immer mehr Verbände und Vereine 
Betreiberpfl ichten für die Gemeinden. Es ist da-
mit im Rahmen der rechtlichen Pfl ichten des je-

„Betreiberhaftung – Rechte und Pfl ichten der 
Betreiber von Sportstätten“
Die rechtlichen Pfl ichten der Betreiber, Art und Umfang der 
Haftung sowie Möglichkeiten der Haftungsreduzierung.
Iris Martin
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weiligen Betreibers in jedem Einzelfall zu prüfen, 
welche vertraglichen und gesetzlichen Pfl ichten 
bestehen. 

Die einzelnen Konstellationen werden erläu-
tert. Insbesondere wird die aus vertraglichen 
Vereinbarungen, wie z. B. aus Pacht- oder Miet-
verträgen, resultierende Haftung und das Maß 
der Verantwortlichkeiten dargestellt. Des Wei-
teren wird erläutert inwieweit Rückgriffansprü-
che, beispielsweise des kommunalen Trägers 
gegen den Betreiber, oder Regressforderungen 
der Gemeindeunfallversicherung gegenüber 
dem Betreiber in Betracht kommen. Zudem 
wird der Frage nachgegangen, wem gegenüber 
Sportler, Zuschauer oder auch unbeteiligte Drit-
te, welche beim spazieren gehen außerhalb der 
Anlage z. B. von einem Diskus getroffen werden, 
Ansprüche geltend machen können.

1.3  vertragliche und gesetzliche 
Pfl ichten 
Verkehrssicherungspfl icht

Ausgehend von der Fragestellung, in welchen 
Bereichen eine Haftung für Sportstätten in Be-
tracht kommt, werden Betreiberpfl ichten aus Ver-
trag und Gesetz, insbesondere Inhalt und Um-
fang der Verkehrssicherungspfl icht aufgezeigt. 

Eine Betreiberhaftung kann resultieren aus 
vertraglichen Verpfl ichtungen oder gesetzlichen 
Bestimmungen. Im Rahmen der gesetzlichen 
Pfl ichten kann der Verstoß gegen ein Schutz-
gesetz, wobei jede Art der Rechtsnorm in Be-
tracht kommt, zu einer Haftung führen. Als Bei-
spiel seien hier Unfallverhütungsvorschriften 
oder auch Bauaufl agen in der Baugenehmigung 
genannt. Regelwerke privater Verbände stellen 
kein Schutzgesetz i. S. d. § 823 Abs. 2 des Bür-
gerlichen Gesetzbuches (BGB) dar. Ein Verstoß 
gegen ein Regelwerk kann jedoch u. U. eine Ver-
kehrssicherungspfl icht begründen, wenn hierin 
die allgemein anerkannten Regeln der Technik 
wiedergegeben werden.

Die allgemeine Verkehrssicherungspfl icht be-
steht neben den Schutzpfl ichten, die vielfach 
durch Vertrag oder Schutzgesetz besonders auf-
erlegt sind, sie kann sich mit diesen aber auch 
decken. Die allgemeine Anspruchsgrundlage für 
Schadensersatzansprüche bei Verletzung der 
Verkehrssicherungspfl icht fi ndet sich in § 823 
Abs. 1 BGB, soweit es sich nicht um eine Amts-
haftung nach § 839 BGB in Verbindung mit Art. 
34 des Grundgesetzes (GG) oder § 823 Abs. 2 
BGB in Verbindung mit einem Schutzgesetz han-
delt.

Die Schadensersatzpfl icht nach § 823 Abs. 1 
BGB gilt für jede fahrlässige und rechtswidrige, 
d. h. widerrechtliche Verletzung des Lebens, des 
Körpers, der Gesundheit, des Eigentums oder 
eines sonstigen Rechtes. Im Rahmen des Vor-
trages steht die Auslegung des Begriffes der 
Fahrlässigkeit im Vordergrund, d. h. die Frage, 
wo die Grenzen der Fahrlässigkeit liegen bzw. 
welchen Umfang die Verkehrssicherungspfl icht 
für Sportanlagen, insbesondere den Witterungs-
einfl üssen ausgesetzten Sportanlagen im Freien 
hat. Dies wird anhand von Beispielen erläutert.

1.4  Umfang und Grenzen der 
Verkehrssicherungspfl icht

Bei den zu erörternden Betreiberpfl ichten 
steht die Verkehrssicherungspfl icht der Betreiber 
im Vordergrund. Die Verkehrssicherungspfl icht 
wurde von der Rechtsprechung entwickelt und 
wird in der Regel für den öffentlichen Verkehr wie 
folgt defi niert:

 „Wer einen Verkehr (Straßenverkehr, Baustel-
le, Sportanlage) eröffnet oder den öffentlichen 
Verkehr auf dem in seiner Verfügung stehenden 
Grundstück duldet, hat die allgemeine Rechts-
pfl icht, die notwendigen Vorkehrungen zum 
Schutz Dritter zu schaffen, d. h. für einen ver-
kehrssicheren Zustand zu sorgen. So ist der Ver-
fügungsberechtigte insbesondere verpfl ichtet, 
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Straßen, Wege und Plätze in einem ordnungsge-
mäßen Zustand zu erhalten.“

Verkehrssicherungspfl icht bedeutet, dass der 
Betreiber einer Sportanlage grundsätzlich ver-
pfl ichtet ist Gefahren, die mit der bestimmungs-
gemäßen Nutzung von der Sportstätte in Zusam-
menhang stehen zu verhindern. Verletzungen, 
die sich lediglich als Verwirklichung der Gefahr 
fernliegender Benutzung der zu sichernden Sa-
che darstellen, liegen hingegen in der Regel au-
ßerhalb des Schutzbereiches der Verkehrssiche-
rungspfl icht.

2. Praxisbeispiele
Umfang und auch Grenzen der Haftung wer-

den anhand von Praxisbeispielen und gericht-
lichen Entscheidungen näher erläutert.

3.  Umfang und Grenzen der 
Haftung

Das Thema Verkehrssicherungspfl icht verun-
sichert die Betroffenen, so dass der Wunsch, sich 
persönlich so weit wie möglich abzusichern, nur 
allzu verständlich ist. Möglichkeiten und Grenzen 
einer Haftungsbeschränkung durch vertragliche 
Regelungen werden vorgestellt, dies insbeson-
dere für den Fall, dass Träger und Betreiber der 
Sportstätte auseinanderfallen. Des Weiteren 
wird die rechtliche Situation bei Beauftragung 
eines Unternehmen mit Kontroll- und Wartungs-
arbeiten erörtert.

Die Rechtsprechung des Bundesgerichts-
hofes zur Übertragung von Verkehrssicherungs-
pfl ichten wird dargestellt. Dies auch im Hinblick 
auf die weitgehenden Kontroll- und Überwa-
chungspfl ichten von Behörden. Im Rahmen der 
Amtshaftung hat der BGH von den Behörden 
besondere Kenntnisse der Behördenmitarbeiter 
verlangt. 

„Jeder staatliche Amtsträger muss die zur 
Führung seines Amtes notwendigen Rechts- 
und Verwaltungskenntnisse besitzen oder sich 
verschaffen. Dazu gehören auch die Fachkennt-
nisse, die im jeweiligen Tätigkeitsbereich erfor-
derlich sind.“

Die Möglichkeiten einer Begrenzung der Haf-
tung werden dargestellt.

Der Vortrag schließt mit einem zusammenfas-
senden Fazit zu den rechtlichen Pfl ichten der Be-
treiber von Sportstätten sowie den Möglichkeiten 
und Grenzen einer Haftungsreduzierung.
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